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Weimar, 9. Juli. (WTB.) Jn derheutigen i der Nationalverſammlung
wurde der Geſetzentwurf betreffend Ratifi
kation des Friedensvertrages in nament-
licher Abſtimmung mit 208 gegen 115 Stim-
men angenommen.

Berlin, 10. Juli. Dem Beſchluß der
Nationalverſammlung folgend, hat geſtern
abend 8 Uhr, laut Vorwärts, der Reichspräſi-
dent die Ratifikation des Friedensvertrages
vollzogen. lsbald darauf iſt die ent-
555 Urkunde durch Kurier nach Ver-
ailles abgeſandt worden.

Halle, den 10. Juli 1919.
Feſten Schrittes ſtrebt das deutſche Volk ſeinem

Ziele zu: dem Frieden, und mit eherner Ent-
loſſenheit bringt es trotz alledem ſeinen feſten

Willen zum Aufbau zum Ausdruck. Schwer, hart
und dornenvoll iſt der Weg, aber er muß gegangen
werden, wenn jemals das deutſche Volk wieder lebens-
kräftig werden ſoll. Und gerade jetzt wird die were
der Lage ſo recht offenbar, jetzt, wo wir unſeren Nacken
hart beugen müſſen. Wohl ſind Saboteure am Werke,
die den Strick um den Hals des deutſchen Volkes zu-
ziehen wollen, aber das deutſche Volk hat ſie
beiſeite geſchoben, und die Stunde wird kommen, wo
ſie dieſe „Volksfreunde“ endgültig

in die Wolfsſchlucht werfen,

wo das Volk ſeinen Peinigern mit harter Fauſt die
Rechnöng bezahlen wird.

endlich Frieden, und zwar ſp ſchnell
wie möglich. Sogleich, als von Ententeſeite gerufen
wurde, die Blockade wird erſt aufgehoben. Die

deutſchen kehren erſtheim, wenn Deutſchland den Frieden ratifiziert hat
ging die deutſche Regierung daran, um die Ratifizie-
rung auf dem ſchnellſten Wege zu vollziehen, und man
kann ſagen, daß nicht eine Minute verſäumt
wurde, um dem deutſchen Volke ſo ſchnell wie möglich
die ſo ungeheuer notwendigen Erleichterungen zu
bringen. Geſtern nun bereits hat die Nationalver-
ſammlung, wie obenſtehende Meldung beſagt, das Ge-
etz über die Ratifi er des Friedensvertrages anjenommen und en der eichspräfident hat die
r notwendige Ratifizierung vollzogen.Das ſo überaus wichtige angenommene Geſetz ſelbſt hat
folgenden Wortlaut:

Die verfaſſunggebende deutſche
zas folgende Geſetz beſchloſſen. das nach
Staatenausſchuſſes hiermit verkündet wird:

Artikel 1.

D

De
wiſchen Deutſchland und den alliierten und aſſoziierten
ind dem dazu gehörenden Protokolle ſowie der am gleichen Tage
unterzeichneten Vereinbarung über die militäriſche Beſatzung der
Rheitlande wird zugeſtimmt.

Der Friedensvertrag. das Protokoll und die Vereinbarung
werden nachſtehend veröffentlicht.

Artikel 2.
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft.

Die Ratifizierungsurkunde iſt ſofort mit einem
Kurier nach Verſailles geſandt worden, wo der endgül-
tige Friedensſchluß vollzogen wird. Formell tritt der
Frieden erſt dann ein, wenn drei der gegneriſchen
Großmächte ihrerſeits die Ratifikation vollzogen haben.
e dann iſt der heißerſehnte Frieden gekommen. Es
ſteht aber zu erwarten, daß die Entente nunmehr auch

ihrerſeits die ä,wird. Daily Mail meldet bereits geſtern, daß das Wirt
ſchaftsamt Befehl gab, daß, ſofern bis Donnerstag abend
die Ratifizierung des Friedensvertrages mit Deutſch
land angezeigt iſt, die

Blockade gegen Deutſchland
am Sonnabend in vollem Umfange aufgehoben wird.

Wir können alſo ſchon in ganz kurzer Zeit miteiner Beſſerung der V harinife mit der Heimkehr

unſerer Kriegsgefangenen und der konſtanter
Zuſtände rechnen, dank der Entſchloſſenheit der Regie
rung und dem feſten Willen der Mehrheit der National-
verſammlung.

ira war die geſtrige Sitzung, wie HermannMüller ſagte, eine hi Worte Stunde, und nur den
Deutſchnationalen blieb es vorbehalten, um
kleinlicher t willen dem Volke Knüp-pel z en die Beine zuwerfen. Sie mach-ten mit einer „Entſchließung“ eine zweckloſe Demon
ſtration. Was ſollen jetzt noch Vorbehalte, wie der
gegen den Gerichtshof zur Aburteilung der von Deut-

beſchleunigen

Nationalverſammlung hat
Zuſtimmung des

Bezugspreis: Monatlich 175 Mk frei Haus.

m am 28. Juni 1919 unterzeichneten Friedensvertrage
Mächten

h

ſchen angeblich begeng nen Völkerrechtsverſtöße, oder
wie dex Appell an die Gerechtigkeit eines neutralen

für den VRegierungsbezirk Merſeburg
Erſcheint täglich nachmittags mit Ausnahme der Sonn und Feiertage.
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Jahre

Durch Nacht zum
Gerichtshofes bei der Entſcheidung über die Schuld am
Kriege? Kann man ſich etwas S r vorſtellen,
als daß die Deutſchnationalen als Vorkämpfer
des Völkerrechts und des Weltgewiſſensſich aufſpielen?
Doch laſſen wir diejenigen, die das deutſche Volt
in das Verderben geführt haben, toben. Es wird ihnen
zu gegebener Zeit noch oft das geſagt werden, was ihnen
geſagt werden muß. Das deutſche Volk wird über ihr
heuchleriſches Gekrächze zur Tagesordnung übergehen.

Wir haben Frieden, gewiß. Aber es iſt nicht der
Frieden, den der letzte Deutſche auch innerlich hätte an-
erkennen können. Es iſt nichts als ein brutaler Ge-
waltakt gegen einen Wehrloſen, der früher oder ſpäter
gutgemacht werden muß, um einen

wahren dauerhaften Frieden herzuſtellen.
Das deutſche Volk wird mit allen ihm zu Gebote ſtehen-
den geiſtigen und moraliſchen Waffen für den wirk-
lichen Frieden kämpfen, und wir Sozialdemo-
kraten müſſen und werden bei dieſem Kampfe in vor-
derſter Linie ſtehen. Die vorrevolutionären Macht-
haber in Deutſchland, die geſtern in der Nationalver-
ſammlung wieder die Komödie aufführten, tragen die
Schuld daran, daß uns die Entente-Jmperialiſten ihren
„Frieden“ diktieren konnten.

Wo der Kapitalismus den Willen der Menſchen
lenkt, wo die kapitaliſtiſche Selbſtſucht das Handeln be
ſtimmt, das. nur der rückſichtsloſen Notwendigkeit des
Beſitzes gehorcht, ſich immer zu mehren, immerfort ins
Grenzenloſe zu wachſen dort kann als letzter Schieds-
richter z en fich widerſprechenden Intereſſen nur
die Gewalt entſcheiden. Gewalt in jeder Form; in

der des Todesurteils durch den Hunger wie in der nicht
mehr und nicht minder entſetzlichen des blutigen Mor-
des. Der Nationalismus der maßloſen Ueberhebung,
der brutalen Gewalt hat ſein ihm weſensgleiches Schick
ſal erlebt, die geſchichtliche Notwendigkeit hat ſich an ihm
vollzogen, wie er ſie anderen zugedacht hatte.

Wir aber, die wir am Rande einer neuen Zeit
ſtehen und eine beſſere zu ſchaffen berufen ſind, wir
müſſen uns vorerſt von der Jrrlehre der Ge-walt abwenden, ob ſie nun von rechts, aber auch,
wenn ſie von links herausgerufen wird. Klare Schei-
dung von jeder Weltanſchauung, die den Mord, ob orga
niſiert, ob in wildem Wüten, zur Anwendung bringt.

Die uns obliegende, durch den aufgezwungenenFriedensvertrag nur noch notwendiger gewordene Auf-
gabe kann aber

nur durch angeſpannte Arbeit,

Licht.
nicht durch blutige Gewalt erfüllt werden. Plünde-
rung und blutiger Aufſtand, Kampf der einen Produ-
zierenden gegen die anderen vermindert die Maſſe der
Produktionskräfte in unſerer wirtſchaftlichen Lage in
ganz beſonders gefährlichem Maß. Die paſſive Reſi-
ſtenz im Arbeitsvorgang, das Syſtem der „Anweſen-
beitsgelder“, denen keine lebendige Arbeit gegenüber-
ſteht, richtet ſich unter den e Verhältniſſen nicht
ſo ſehr gegen das Kapital wie gegen die Le-
bens bedingungen der Geſamtheit des
arbeitenden Volkes ſelbſt. Wir, als die 7
zial demokratiſche Partei Deutſchlands,
müſſen die unſerer Zeit angepaßten neuen Wege ſuchen
und unſere Anhänger darauf zur immer weiteren Ver-
wirklichung des Sozialismus vorwärts führen. Das
iſt unſere Aufgabe, eine kritiſche, neuſchürfende
und neuſchaffende.

Wenn es der Reichsregierung gelingt, die Lebens-
mittelpreiſe abzubauen, dann werden die Gründe für
die allernatürlichſte Unzufriedenheit bald weggefallen
ſein; aber auch bisher ſchon haben die Plünderungen
und wilden Streiks dem Arbeiter mehr geſchadet als
genützt; und endlich haben ſie dem Geſamtvolksver-
mögen kaum wieder gut zu machenden Schaden zuge
fügt. Amerika iſt nicht ſo übermenſchlich edelmütig,
uns ſeine Ueberſchüſſe an Lebensmitteln ohne greifbare
Gegenleiſtung zu überlaſſen; nur von uns geſchaffene
Werte als Untergrund für unſere papiernen Zahlungs
mittel wird es annehmen. Jedes Stück geförderter
Kohle, jede gefchaffene Maſchine iſt für die neue Geſell
ſchaft ein Stein in der Grundmauer unſerer Exiſtenz.

Dieſe Erkenntnis
muß uns alle erfüllen, wollen wir an den Aufbau ſchrei-
ten, ſie iſt der Jnhalt unſerer Geſellſchaftsſittlichkeit,
die wir wieder als Verpflichtung gegen die Geſamtheit
verſtehen müſſen. ſoll ſich in ihr der einzelne wohl fühlen
können. Freilich iſt es eine andere Geſellſchaft 4377
den, als es jene war, in der das nationaliſtiſche Kapital
herrſchte. Es ganz zu beſeitigen, dürfen wir auch ſein
Mittel, die blutige Gewalt, nicht mehr gebrauchen;
müſſen wir alle Arbeitenden vereint mit neuen
Mitteln an den Aufbau unſerer Geſellſchaft
gehen, die allen Beſitz an Produktionsmitteln zum ge
meinſamen umgeſtaltet durch die Macht der ökono-
miſchen Entwicklung, durch die Macht der le-
bendigen Arbeit nicht durch die zerſtörende
blutige Gewalt.

Gewiß finſtere Nacht iſt rings um uns, aber wir
haben den feſten Glauben, daß wir wieder emporkom-
men und wir werden zum Licht kommen.

Wiederaufnahme der diplomutiſchen

Beziehungen.

Von Seiten der Entente iſt, wir die „Diſch. Allg. Ztg.
erfährt, durch Herrn Dutagſta die Miteilung gemacht worden,
daß die Verhandlungen über die Verwaltung der Rheinlande
unverzüglich beginnen ſollen, und in Verbindung mit

rder Frage des Wiederaufbaues belgiſch- franzöſiſchen
Kriegsgebiete. Es wurde gleichzeitig der Wunſch der Ententenach baldiger Wiederauſne hre der diplomatiſchen Beziehun

gen zum Ausdruck gebracht.

NRe Lage in Jtahen
u erdam, 9. Juli. (WTB.) Jn einem Telegramm überdie und neuer in Jtalien berichtet der römiſche Be

richterſtatter des Daily Herald“ unter anderm, daß ſich in
lorenz die Kavallerie wei Se et v Sonnabend Seneraljtreit
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zu genügen, umtrachten ihre Vorräte dadurch in Sicherheit zu bringen, daß ſie
fie unter dem Schutz der Arbeiterkommiſſ.onen ſtellen. Ueberall
beſtehen Arbeiterräte, die von der Regierung geduldet werden.
Die Arbeiterkommiſſionen veröffentlichen ein Manifeſt, in dem
fie zur Ruhe mahnen. Der Miniſtereat tagt faſt dauernd. Aus
Palermo meldet der Berichterſtatter von Sonnabemd, daß dort
ver Generalſtret? ausgerufen wurde. Hunderttauſend Arbelter
zogen unter dem Rufe: „Nieder mit den Höchſtpreiſen!“ durch
die Straßen und zertrümmerten die Aushängeſchilder der Ge
ſche Es ka Zuſammenſtößen mit den Truppen.Mi reits v h etwa hundert ver
kaftet. Jn Mailland, wo Plündernngen und Unruhen fortgehen,
wurden 12890 jenen verbaftet. Eine Anzahl Prüfekten ite-

daß heute eine Kabinettsſitzung ſtattfand, an der teil

lieniſcher Provinzen wurden von der Regierung zur Dievoſition

Haag Juli. (Eig. Drahtnachricht.) Aus Paris
wird gemeldet: Nach guten Jnſormationen iſt es ziemlich be
ſtimmt, daß Jtoalien Friedensvertrag nicht ratifi-
zieren wird. da die Regierung Nitti durch eine Volksro
gierung abgelöſt werden wird.

Gemütsmenſchen.

Wir ſind in unſerer Zeit an manches gewohnt
Trotzdem kommen einem immer wieder Dinge unter
die man auch nach dem durch den Krieg bedingten all
gemeinen moraliſchen Niedergang unſeres Volkes
nicht für möglich hält. Der Vorwärts berichtet nach-
Sag noch etwas vom Berliner Eiſenbahnerſtreik.
Danach hat ein Kommnuniſt, Arbeiterrat derEiſenbahner, folgenden erbanlichen Satz t
„Kein Milchzug dürfte hereingelaſſenwerden, wenn auch einige Säuglinge
mehr krepieren, während des Kriegesſind 475 e ſo eine ganze Maſſe davon
verreckt.“

Ein Kommentar hierzu erübrigt ſich.
Wichtige Kabinettsſttzung in Weimar.

Beerlin, 9. Juli. Aus Weimar wird en di
i Miniſter Hirſch. Heine und Haeniſch. Außerdem ſiniLeFend Winnig, Reichskommiſſar

Hörſing, ſowie eine Reihe von Herren aus Breslau, als Ver
treter des ſchleſiſchen Volksrates Egert. Die N daß die
Vermögensabgabe verſchoben wird, iſt falſch.

Geht Wiſſell?
Berlin, 9. Juli. WTB. drahtet: Wie wir z der

Reichspräſident das Abſchiedsgeſuch des Reichswirt miniſters
Wiſſell angenommen.

Zur ſogenangten Wiſſellkriſe wird demS ſerfeben: Es iſt nicht nur zu wünſchen, ſondern s
Sarg daß es qulingen wird. ſowohl Wiſſell in feinem
Amt zu erhalten, als die Wiſſellſchen e mit den Plänen
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Ne neuen 6teuern.
Die Steuerpolitik der Sozialdemokratie vrientiert

ſich, wie ihre geſamte Politik überhaupt, an dem Jnter-
eſſe der enden Stände, gemeſſen am h.
lichen Geſamtfortſchritt. Ob eine Steuer ſozialen oder
antiſozialen Charakter aufweiſt, bedarf in jedem Einzel
falle ſorgfältiger Prüfung. Sind wir auch ſcharfe
er der als Kopfſteuer wirkenden indirekten Steuern
auf den Maſſenkonſum, ſo doch mit der t Ann
allein, daß eine Steuer direkter oder indirekter Art ſei,
noch nicht viel anzufangen. So gilt beiſpielsweiſe die
Umſatzſteuer, die eine Verbrauchsſteuer roheſter Form
und deren Abwälzbarkeit auf die Konſumenten kaum
pi bezweifeln iſt, als direkte Steuer; als indirekte
Steuer hingegen wird von Vertretern der Fachwiſſen-
ſchaft die Erbſchaftsſteuer bezeichnet, deren ſozial gün-
ſtige Wirkung außer Frage ſteht. Hieraus folgt, daß
nicht die äußere Form der Steuern, ſondern ihr mate-
rieller Jnhalt für unſere Beurteilung entſcheidend iſt,
nämlich ihre Wirkung auf die Lebenshaltung der breiten
Volksſchichten.

Mit dieſem Maßſtab wollen wir im folgenden an
die Betrachtung der neuen Steuerentwürfe herantreten.

Vor der Fertigſtellung ſteht der alle übrigen an
Bedeutung weit überragende Geſetzentwurf über eine
einmalige Vermögensabgabe, die jedes Ver-
mögen von über 20000 Mark erfaſſen und einen Ertrag
von 70--90 Milliarden Mark liefern ſoll. Ferner ſind
geplant: Vorlagen betreffend Beſitz-, Umſatz-, Reich s-
einkommenſteuer, Branntwein- und andere
Monopolgeſetze uſw. Die Umſatzſteuer ſoll aus-
gebaut und erheblich erhöht werden. Ueber die Geſtal-
tung der anderen angekündigten Entwürfe iſt Näheres
noch nicht bekanntgegeben worden.

Der Jnhalt der bereits veröffentlichten Vorlagen
iſt in ſeinen Grundzügen bekannt. ir wollen die
wichtigſten Entwürfe kurz rekapitulieren und im An-ſchluß hieran ihren ſogialen Gehalt unterſuchen.

Die Kriegsgewinnbeſtenernng
erſtreckt ſich nur auf Einzelperſonen, und zwar
dergeſtalt, daß jeder während des Krieges erzielte
VBVermögenszuwachs dem Reiche verfällt, ſoweit
er, im äußerſten Falle 204 500 Mark überſteigt. Die
Staffelung iſt progreſſiv; der Steuerſatz beginnt mit
1000 Mark bei 10 000 Mark Zuwachs und auf
1 300 500 Mark bei einem Zuwachs von 1 500 Mark;
jeder weitere Zuwachs wird voll weggeſteuert. Wohl
mit Rückſicht darauf, daß der Zuwachs nicht gleich bei
ſeiner nejre bung erfaßt wurde wie in England und
Amerika ſondern zu erheblichem Teil bereits zur
fixen h führte, hat der Staatenausſchuß
eine gemilderte Staffelun We lagen, die den ſteuer-
freien Höchſtbetrag auf 440 500 Mark erhöhen würde.
Beſondere Maßnahmen ſollen die Erfaſſung der nach
dem Auslande abgewanderten ſowie der „verflüchtigten“,
d. h. in Edelſteinen, Schmuck und dergl. angelegten Ver-
mögen ſichern.

Die außerordentliche Kriegsabgade für 1919
iſt eine Wiederholung der vorjährigen Abgabe gleicher
Art. Sie ſtellte eine Mehreinkommenſteuer
dar, die ſowohl von den Einzelperſonen als von
den Geſellſchaften erhoben wird. Der Abgabe-
pflicht unterworfen iſt das Mehreinkommen der Einzel-
perfonen nach der Verankagung für 1919 zur Landes-
einkommenſteuer gegentiber dem Einkommen für das

1914, bei Geſellſchaften der Mehrgewinn
des fünften Kriegsgeſchäftsjahres. Die Abgabe vom
Mehreinkommen, ſoweit dieſes 3000 Mark und
das Geſamtein kommen 10000 Mark über-
ſchreitet, ſteigt von 5 Prozent für die erſten 10 000
Mark bis auf 50 Prozent für den Teil des Mehrein-
kommens, der über 200 000 Mark hinausgeht. Die
höchſte Abgabe der Geſellſchaften, die im Vorjahre
50 Prozent des Mehrgewinnes betrug, iſt jetzt auf

Prozent erhöht; die Staffelung iſt degreſſiv, d. h. ſie
fällt bei niedrigen Mehrbeträgen raſch unter das nor-
male Niveau. Da der geſamte Ertrag der Unterneh-
mungen auch anderweit zu verſteuern iſt, ſo iſt vorge-
leben, daß die Kriegsabgabe einſchließlich
er auf den Mehrgewinn entfallenden

Stag'ts-, Gemeinde-, Kirchen und Gewer-beſtener nicht mehr als 90 Prozent des
Mehrgewinns veträgt.

Die Erbſchaftsſtener,
zie nach dem Gefetze von 1913 je nach dem Verwandt-
ſchaftsgrad 4 bis 12 Prozent des Nachlaſſes im Mindeſt-
fall, 10 bis 30 Prozent im Höchſtfalle betrug, wird
jetzt auf Ehegatten und Kinder, unter
erhöhter Seranziehuung der ſonſtigen
Krbanfälle, aus gehe t, unter entſprechender

Erweiterung der Schenkungséſteuer und einer ergänzen-
den Nachlaßſtener; ſie ſteigt ſetzt in ſechs Klaſſen von
mindeſtens 4—15 Prozent auf öchſtens 20-—50 Prozent
des Nachlaſſes. Milderungen ſind vorgeſehen für Erb-
anteile aus Hinterlaſſenſchaften von Kriegsteilnehmern
wie auch für arbeitsunfähige Erwerber mit kleinem
Vermögen und dergleichen mehr. Dagegen erhöht ſich
die Steuer um 10-50 Prozent bei Erben, die bereits
vor dem Erbanſall ein Vermögen von 100 000 Mark bis
zu 1 Million und mehr beſaßen.

Der Ertrag der Bermsgenszuwachsſteuer
wurde, ohne Berückſichtigung der ſeither eingetretenen
Minderung der Vermögenswerte, zu Beginn des Jahres
auf zehn Milliarden Mark geſchätzt, die zur
Schuldentilgung verwendet werden ſollen. Dadurchermäßigt 4 die laufende Ausgabe für den Zinſendienſt

um ungefähr eine halbe Milliarde. eine Ermäßigung,
die ſich durch die angekündigte große Vermögens
rbgabe auf 45 Miklliarden erhöhen wird. Aber
zuch nach Durchführung dieſer ungeheuer einſchneiden-
den Maßnahmen bleiben Ilaufende Ausgaben von phan-
taſtiſcher Höhe zu decken, wobei an unſere Verpflich
tungen gegenüber der Entente noch gar nicht gedacht iſt.
Die hierfür bislang eingebrachten Vorlagen ſchaffen nach
eher er u reichlich eine Milliarde Mark
Mehrertrag. arunter i beſonders die Tabakſteuer
zu erwähnen, die einen Geſamtertrag von 750 Mil
ionen, ſowie die rer die eine Mehreinnahmevon 180 illionen Mark bringen ſoll. Das verbleibende

beträchtliche Deſizit wird weſentlich durch die neu ein

a en, ſoweit nicht die rn r r ins
fußes für die vffentlichen Schuldver-
ſchreibungen werden ſollte.Zoll- und Steuerkämpfe ſind Klaſſenkämpfe
rößten Stils, die das geſamte Staatsgebiet und alleGeſelſchaftstlaſſen zugleich umfaſſen. In ihnen ringen

Kapital und Arbeit einerſeits, die verſchiedenen kapita-
liſtiſchen Gruppen untereineinder andererſeits um die

he ihres Anteiles am r aftrichen Geſamtprodukt.
n Deutſchland hat die Revolution die Bahn eine

wahrhaft ſoziale Steuereform er emacht und die
Reichsregierung hat ſie entſchloſſen beſchritten. Zwar
befinden ſich unter den Vorlagen auch ſolche, wie die
Zucker-, die Tabak und die Umſatzſteuer-
Entwürfe, die ſchwerſte Bedenken erregen müſſen.

Die geplante Umſatzſteuer,
die jetzt 5 pro Mille e und die erheblich verſchärft
werden ſoll, trifft gleichmäßig alle Warenum m ob ſie
hohen oder niedrigen Gewinn einſchließen; ſie wirktalſo ungleich und daher ungerecht. Durch Abwälzung
auf den Verbraucher wirkt ſie als Verbrauchsſteuer, die
das Erzeugnis bedeutend verteuert, beſonders wenn
dieſes auf dem Wege vom Rohprodukt zum Fertig-
fabrikat mehrfach der Beſteuerung unterworfen wird.
Die überaus ſchädlichen Wirkungen der

Tabakſtener
auf die in dieſer Induſtrie b raft gen Arbeiter ſind
aus den Beratungen früherer Vorlagen befannt.
Außerdem trifft ſie den Konſum der breiten ſſen,
denen in dieſer entbehrungsreichen Zeit der beſcheidene
Genuß nicht verteuert werden ſollte. Aber Not bricht
Eiſen, und auf eine Steuerquelle mit einem laufenden
Ertrag von dreiviertel Milliarden Mark wird das Reich
gegenwärtig ſchwerlich verzichten können. Wenn die
zuſtändige Gewerkſchaft glaubt, ihre Bedenken gegen
Zubilligung ausreichender Garantien zurückſtellen zu
bnnen, wird man ſich mit einer ſteuerlichen Belaſtung

von J bis 5 Pſ. pro Zigarre, je nach der Qualität ab-
finden müſſen. Anders ſteht es jedoch mit der

Zuckerſtener.

Wenn ſchon an einen Abbau dieſer die Volksernährung
gen Steuer jetzt nicht herangegangen werden
ollte was dringend zu erwägen wäre ſo darf

unſeres Erachtens eine weitere Konſumeinſchränkung
dieſes überaus wichtigen Nahrungsmittels infolge
ſteuerlicher Maßnahmen nicht zugelaſſen werden.

Dieſe Bedenken im einzelnen ſollen uns jedoch
nicht abhalten, unſerer Genugtuung über das Steuer-
programm im ganzen Ausdruck zu geben. Die bereits
eingebrachten und noch angekündigten Vorlagen ſind
wohl geeignet, die ungeheure Schuldenlaſt des Reiches
zu einem bedeutenden Teile abzutragen und das Reich

WTB. Weimar, 9. Juli. 51. Sitzung. Haus und Tri
bünen ſind ſehr ſtark beſetzt. Am Regierungstiſche: Bauer,
Müller, Exzberger. Noske Bell, Schmidt,
David u. g.

Präſident Fehrenbach eröffnet erſt 10 Uhr 45 Min.
Auf der Tagesordnung ſteht die erſte Beratung des

m zur Ratifikatlion des Friedensvertrages.
räſident Fehrenbach teilt mit, daß von der Deutſch-

nationalen Volkspartei folgende Entſchließung vorgelegt
worden iſt:

„Die geſetzgebende Nationalverſammlung wolle be
chließen, die Ratifikation vorzunehmen unker dem aus
rücdkſichen Vorbehalt:

1. daß vor dem Jnkrafttreten der Artikel 227--236
von Lehrern des Völkerrechts von Ruf ein Gutachten
darüber eingeholt wird, ob es nach den anerkannten
Grundſätzen des Välkerrechts zuläſſig oder üblich und ge
rechtfertigt erſcheint, mit rückwirkender Kra einen
Gerichtshof zur Aburteilung vorhergegongener angeblicher
Verſtöhe gegen das Völkerrecht einzuſetzen und auf vorher
noch nicht angedroht ſene Strafen zu erkennen;

2. daß im Intereſſe der Gerechtigkeit zur Unterſuchung
der Frage von der Schuld am Kriege ein neutealer Ge
eichtshof eingeſetzt wird.“

Zu dieſer Entſchließung wird in der zweiten Leſung
Stellung genommen werden.

Reichsminiſter des Außeren Hermann Müller:

Friedensvertrag ſelbſt haben ſie und wir bereits
Stellung genommen. Aufrechterhalten bleibt
e und immerdar unſer einſtimmige r
Proteſt gegen dieſen Vertrag gewordeneBergewaltigung. (Lebhafter Beifall.) Aufrecht-
erhalien bleibt gber ebenſo unſere Zuſicherung
der Vertragserfüllung bis zum äußerſten. Wir
müſſen ohne Vorbehbalt, ohne Hinterhältigkeit in
die neuen Pflichten hineingehen. Jnwieweit wir die
t unerfiülbar halten, haben wir e als unere Unterſchrift erzwungen wurde. ber für die
Grenze der Erfüllbarkeit darf uns keine Schuld und
kein Vorwurf treffen. Wir alle, unſer ganzes Volk,
ſteht heute vor dem Aufbruch zu einem vierzigjährigen
Marſch durch die Wüſte. Der erſte ritt aufdem Leidenswege iſt die Ratifikation. Wir haben
e zufolge der letzten Note Clemenceaus be
chleunigt, da uns die Aufhebung der Blockade in Aus-
cht geſtellt iſt. Neben der Gewißheit der Aufhebung

der Blockade haben wir noch die auf dien Rückkehr unſerer Kriegsgefangenen. enn
as rt Frieden nicht S Sinn verlierenfoll, muß die Rückgabe der Gefangenen jetzt erfolgen.

(Vebhafter Beifall.) Es ſind in weiteſtgehendem Um
fange Vorkehrungen getroffen, die Rückkehr der Kriegs
S in ihre Heimat auf raſcheſtem Wege zu er
möglichen, und es ſind darüber hinaus auch alle Vor

en, ihnen mit de
li

rei W len o ger ethafter Beika Wir danken für Wie Sorge der

zuführende Reichseinkommenſteuer ſowie aus Erträg-
niſſen neu zu ſchaffender Monopole gedeckt werden

neutralen Siagaten, bei denen unſere Kriegsgefange
nen Heilung und Erholung gefunden haben. Wir dau-
ken dieſen Völkern und dem Papſt von ganzem Herzen.

die nicht minder bedeutſame ſoziale

densvertrage zu. Es geſchieht nicht aus freiem Wille
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T endlich finanziell auf eine geſtnbe, digene Grund
ege ge u d ry t r dienen die einm Zwecke der n diem Abgaben vom Vermbdgenszuwachz
und vom ierdurch der Zinsaufwand um jährlich
vier bis fün iarden M Dieſer fiskaliſchen ſteht

irkung zur Seite,
ede in der Ve sverteilung

zu mildern, die en Vermögen n der Allge-
meinheit teilweiſe zu konfiszieren und den Staat
durch Uebernahme von Vermögenswerten
(Aktien, Hypotheken uſw.) zum Mitbeſitzer
und Kontrolleur wirtſchaftlicher Unter-
nehmungen zu machen. Jn ähnlicher Weiſe
wirkt die Erbſchaftsſteuer, die ja gleichfalls eine, teil-
weiſe ſcharf zufaſſende Vermögenskonfiskation bedeutet.
Sehr erwähnenswert iſt die von anderer Seite gegebene
Anregung, die Mehreinkommenſteuer zu einer dauern-
den Einrichtung zu machen, derart, daß jeweils der
Mehrbetrag gegenüber dem zuvor bezogenen Höchſt-
einkommen beſteuert werde. Mit der angekündigten

Reichseinkommenſtener

W. 2 das Reich endlich r Füße hinſichtlicher Deckung ſeiner laufenden Ausgaben. mr Ausge-
ſtaltung zur vornehmlichſten Steuerquelle wird alz
Prüfſtein der ſozialen Republik zu gelten haben. Die
Zeiten ſind vorbei, da Herr von Heydebrandt erklären
durfte, dem „demokratiſchen“ Reichstag vertraue er

Geldbeutel nicht an. Er muß ſich nun bequemen,
er ar ft demokratiſchen Volksvertretung ſogar
einen Kaſſenſchrank zu öffnen. Hoffentlich wird auch
afür geſorgt, daß auch der Großgrundbeſitz ſein ge-

ſchichtliches Vorrecht der Steuerhinterziehung verliert.
Die ſteuerliche Tragfähigkeit des Reiches hängt von

der Arbeit als der Quelle des geſellſchaftlichen Reich-
tums ab. Aller Lebensbedarf, auch der ſtaatliche, kann,
unter welchem ſozialen auch immer, nur aus
dieſer Quelle befriedigt werden. Es iſt gut und gerecht,
die in falſche Kanäle Ströme in das Sammel-
becken der demokratiſchen Gemeinſchaft zurückzuleiten.
Wohl t in die Verfügungsgewalt derGeſellſchaft, nicht in die der einzelnen.
Ebenſo wichtig r und lebensnotwendig iſt die Er-
füllung der Pflicht, den befruchtenden Springquell der
Arbeit nicht verſiegen zu laſſen, da ſonſt alles Leben
verdorren müßte. Die Schuldknechtſchaft des Staates
Carn ſeine eigenen Bürger iſt durch eine i

s r abzuwenden. Geraten wir aber in die
Schuldknechtſchaft des ausländiſchen Kapitals, weil wir

produzieren als wir verbrauchen, dann findet
jede Kunſt des Neuaufbaues ihr Ende. And ſo ſchließe
auch dieſe i rri mit dem Loſungswort unſerer
Tage: Durch Arbeit zur ſozialen Freiheit!

die kraſſen Unterſ

Re Ratifizierung in der Rationalperſummlung.
Mit 203 gegen 115 6timmen angenommen. Die Kriegshetzer krakehlen wieder. Die erſte Beratung der

éteuervorlagen.

(Lebhafter Beifall.) Wir danken dem Roten Krenz
ür die Sorgfalt und die Obhnut, die unſere Kriegsge-
angenen durch das Rote Kreuz erfahren haben.

Beifall.) Wir wollen unſere Dankesſchuld in
erken des Friedens abtragen. (Lebhafte Zuſtim-

mung.) Sobald der r auch von drei dergegneriſchen Hauptmächte unterzeichnet iſt, was in we-
nigen ochen der Fall ſein wird, dann haben
wir ein zerſtückeltes Dentſchland, von dem ein
Teil abgeriſſen iſt, der unſerem Volke nach
Sitte und Sprache zugehbrt, r daß die Be
völkerung vorher das Recht erhielt, nach freien Willen
über ihre Staatsangehörigkeit zu beſtimmen. Wir
haben nicht die Macht, dieſes Unglück zu verhindern.
Wir wollen dieſe Deutſchen nie vergeſſen, wie wir
auch feſt daß ſie niemals unſere ge-meinfame Geſchichte vergeſſen und unſer gemeinſames
Leben nicht verleugnen werden. Jm übrigen wollen
wir unſer deutſches Hans mit all den Kräften, die uns
verbleiben, in der ſchweren Leidenszeit ſo ausſtatten
daß in unſeren Schweſtern und Brüdern, die uns ent:
riſſen werden, die gehen müſſen, das Bewutfztſein
nationaler Zuſammengehörigkeit wachbleibt, bis anffriedlichem Wege in hoffentlich nicht zu ferner
Zeit in einem wahren Bunde der Völker alle ſtrittigen
nationalen Probleme eine gerechte, das heißt den Willen
der Völker achtende Löſung finden. (Lebhafter Beifall.

Abg. Krätzig (Soz.): Wir ſtimmen der Ratifikation zu, au
denſelben Gründen, die uns veranlaßten, der Regierung die Voll
macht zu erteilen, den Vertrag zu unrerzeichnen. Noch immerſchmachten Hunterttauſende Deutſcher in Gefangenſchaft. Mi
der Ratifikation reißen wir die Schranken nieder, die dieſen
e des Weltkrieges den Weg in die Heimat und die Famikieverſperren; ebenſo die Schranken, die die große Hunge Zlodede

um Millionen von r zog. Wir erhoben Proteſt gegenden Gewaltfrieden, der die Verſöhnung der Völker hintertreiöt.
Nie werden wir uns damit abfinden, daß man unſer Vaterland
in Stücke reißt und eine große Anzahl Volksgenoſſen unter fremde
Herren 7 t. Unzerreißbar bleibt das Band mit den Deutſchen in

eſterreich. Proteſt erheben wir gegen die Wegnahme der Kolonien
as deutſche Volk als ſolches wollte dieſen Krieg nicht. Der

an war nicht das Werk einzelner Perſonen, ſondern des impe
rialiſtiſchen internationalen Kapitals Und wer unſer Volk als
den alleinigen Urheber am Kriege hinſtellt ſpricht eine wiſſentliche
Unwahrheil aus. Wir ſind überzeugt, an einem Tage werde
ich die Macht der internationalen ilaſſenbewußten Arbeiterſchaft
tärker erweiſen, als der Jmperialismus. Dann wird auch das

Unregt der Krieges widerrufen werden. (Beifall.)
bg. Spahn Gertr iſc Friedensvertrag entſpricht nicht

den J des die Völker verbindenden eiſtes,ſondern iſt das Ergebnis einer uns über den Friedensſchluß hinaus
verfolgenden Unperſöhnlichkeit. Wir ſtimmen trotzdem dem Frie
Zerſtörung deutſcher Kultur Wir ſtimmen trotzdem rn du

n, ſondern
lediglich aus dem geren Zwang der Tatſache, das Reich vor
Anarchie und Zerfall zu retten und Volk und Vaterkand vor dem
icheren J Tit zu bewahren. h

Abg. S ing (Dem.): Die Fraktion der deutſchdemo
kratiſchen Partei erklärt, daß ſie dem Geſetz über den Friedens
vertrag nicht zu men kann Sie überl t vielmehr dieſe g.
ſtimmäng de rheit des Hauſes d die Regierung ermäch

dieſen en zu unterzeichnen.
g. Traub [D. N.): Wir ſind uns der Folgen einer Ableh-

en aber lehnen wir die Vernung völl bewußt. Gerade desw
antwortung für dieſen Vertrag Der Redner beſchäftigt ſich

oyd Georges undensvertrag elehnt,hen in großer Sieg t e Llemencea s

Mehreinkommen. Wie ſchon erwähnt,
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t tn agtnarben 4 Urmiſcher Veifall, rechts;
den e, ertönt lebhafter Sei-

er e ach: Es iſt der Tribüne nicht geſtattet, ſich
allstundgebungen zu beteiligen. Ruf bei den Unabhägeſtellte rbeit; m Falle der Wiederh tünen räumen In Große Unru her gWlung werde ich

J rn der Fortſetzung der Beratungen der Nationalver-

n. vg. Die Deutſche Volkspartei erklärtin Uebereinſtimmung mit ihrer Haltung in den Eihun en der

r r vom 22. und 23. Juni, daß ſie ihre
Zuſtimmung zur Ratifikation dieſes Friedens trages nach
beſtem Wiſſen und n nicht zu geben mag.

Sollte dieſer rie jetzt zum Vorrergeſetz er-
hoben werden, ſo werden wir niemals ſeine Rechtsbeſtändig-
keit anerkennen. Wir lehnen einen a Frieden heute und
immer ab. Beifall und Händeklatſchen.)

Henke (A. S. P. erklärt im Namen ſeiner Partei:
iſt die Regierung am 22. Juni zur

Unterzeichnung des Friedens veranlaßt worden. (Gelächter)
Wir ſtimmen dem Antrag zu unter dem Zwange der Geiwalt,
gegen die wir uns nicht wehren können. Eine Abwehr
durften wir nicht verſuchen, weil ſie von neuen und noch
größeren Leiden für unſer Volk begleitet worden wäre. Wir
verlangen die ſofortige Aufhebung der Blockade
und die Rückkehr der Gefangenen. Wir grüßen dieFlammenzeichen innerhalb der revolutionären Arbeitertiaſſe

im Oſten und Weſten Europas und reichen den Proletariern
der ganzen Welt die Bruderhand zum Kampf ſür die Welt-
freiheit. (Lebhafter Beifall bei den Unabh.)

Abg. Wimig (Soz.) erklärt im Namen der Abgeord
neten des deutſchen Oſtens: Die Beſtimmungen des
Verſailler Friedens über den deutſchen Oſten entbehren in
ihrer r der von den Verbündeten und vereinten
Mächten ſelbſt geforderten Rechtsgrundlage. r
Darauf geſtützt legen die Abgeordneten des Oſtens, zu-
gleich im Namen der von ihnen vertretenen Bevölkerung,
in dieſer weltgeſchichtlichen Stunde feierlich Verwahrung
ein gegen die Zerſtückelung des deutſchen Oſtens. Einſt
wird kommen der Tag, da der Sieg des Rechts das Unrecht
von Verſailles wieder gutmachen wird. (Lebhafter anhal
tender eAbg. Allekotte (Zentr.) legt namens der Abgeordneten
und der Bevölkerung der im Weſten von Deutſchland los-
geriſſenen Gebietsteile Verwahrung gegen das Unrecht ein,
das den Ländern und der Bevölkerung dieſer Gebiete ge

ehe.
Desgleichen der Abg. Waldſtein (Dem.) im Namen der

Abgeordneten Schleswig-Holſteins.
Präſident Fehrenbach: Ein echt deutſcher Stamm kann

in dieſer Stunde ni ſprechen: Elſaß-Lothringen.
Ich fühle mich als Präſident der Nationalverſammlung ver-
pflichtet, mich der Verwahrung der Vertreter der anderen
von Deutſchland losgeriſſenen Gebiete anzuſchließen.

Abg. Dr. Schi (Dem.) zur Geſchäftsordnung: Vor
Eintritt in die zweite Beratung bitte ich um Einlegung einer
Pauſe. Es iſt eine dringende Notwendigkeit. daß wir inner-
halb der Fraktionen zu der überraſchenden Entſchließung der
Deutſchnationalen Stellung nehmen. (Zuſtimmung.)

Der Präſident verfährt unter r des Hauſes
gemäß dem Vorſchlag des Abgeordneten Schiffer und be-
raumt die nächſte Sitzung auf 1258 Uhr an.

Die zweite Sitzung.

Um 12 Uhr 25 Minuten eröffnet der Präſident Fehren-bach wieder t Sitzung.

Das Haus t zur zweiten Beratungdes Ratifizierungsgeſetzes über. Jnzwiſchen haben die Deutſch-
nationalen ihre Entſchließung umgeändert zu einem Abände-
rungsantrag zum Geſetzentwurf ſelbſt, ſo daß dieſer lautet:
Der Unterzeichnung des Friedensvertrages werde zugeſtimmt
unter einem Vorbehalt, wie er in der Entſchließung
wusgeſpr war.a ffer (Dem.): Wir werden gegen den Antrag
ſtimmen. Jch bedaure, daß er überhaupt eingebracht wurde.
Sehr richtig!) Jn dieſer Stunde wird Klarheit und Ent-
ſchloſſenheit mehr als je verlangt und wird zum Gebot. Der
Antrag dient nur dazu, Verwirrung und Unklarheit zu
ſchaffen. Das machen wir nicht mit.

Abg. Gröber (Zentr.): Sonderbar genug lag uns der
Antrag der Deutſchnationalen erſt in le e Minute
vor. Unſer Antrag, einen unparteiiſchen Gerichtshof einzu-
ſetzen, iſt von der Entente abgelehnt worden. Wir können
nicht r darauf zurückkommen. Wir brauchen kein ge-
lehrtes Kollegium, das uns über die Rechtsfrage belehrt.
Offenbar verbindet die Partei des Herrn Schultz-Bromberg
mit ihrem Antrag nur egoiſtiſche parteipolitiſche Fiele.
Sehr richtig! und lebhafte Zuſtimmung bei den Mehrheits-
parteien; ſtürmiſcher Widerſpruch und Pfuirufe rechts; Zu-
ruf: r Man fucht niemand hinter dem Ofen,wenn man nicht ſelbſt dahinter geſteckt G grpge rechts;
Rufe: Schieber! bei den Mehrheitsparteien.) Welche Zwecke
Sie (nach rechts) mit Jhrem Antrag verfolgen, darüber iſtniemand in dieſem Hauſe im Zweifel. (Sehr wahr! und leb

hafte Zuſtimmung bei den Mehrheitsparteien.) Sie wollen
Jhre Parteiſuppe an dieſem Antrag kochen. (Sehr wahr!
und lebhafte Zuſtimmung bei den Mehrheitsparteien.) Aber
wir wollen dafür ſorgen, da e gen dieſes Ma-
növer nicht gelingt. (Lebhafte Zuſtimmung bei den
Mehrheitsparteien.)

Abg. tzBromberg Daß der Antrag, den wir
in letzter Stunde eingebracht haben, noch nicht gedruckt vor-
liegt, iſt nicht unſere Schuld. Das Bureau iſt nicht in der

eweſen, ihn zu drücken. Unſer Antrag war der letztet n Gerechtigkeit eines Volkes, das dem Untergang

beſtimmt i Beifall h
Präſident Fehrenbach ſtellt feſt, daß der deutſchnationale

S em See e v gen 20 und 10 Uhr
25 Minuten überrei ſt. ört, hörin er des Nuswartt Müller: Jch bedaure
iebhaft, wir auch in hiſtoriſcher Stunde Parteigezänk
rleben müſſen. Jm übrigen glaube ich, die Zeit der Vor-behalte iſt vorbei. Heute kann es nur ein Ja
der Nein geben. Was würden unſere Feinde in dieſem
Antrage ſehen? weiter, als ein letztes Manöver. eineetzte Cciebun Sehr richtig und lebhafte Zuſtimmung
bei den Mehrheitsparteien. nd ich glaube, die Schieber-
eſchäfte in der Politik müſſen ein für allemal vorbei ſein.

Nur mit loyalen Mitteln können wir die Reviſion des Ver
Jage erreichen, aber mit ſolchen Anträgen wird ſie ſchlecht
eingeleitet.

Abg. Löbe (Soz.): Der Zweck des Antrages iſt nichtweifelhaft 3 a drerekſettetertet der nene
Partei hat ja dundgegeben, daß die Situation der nieder

ſchmetternden Friedensbedingungen agitatoriſch aus eniwerden müſſe. (Hört, hört!) icht nur die Wir dent
des Antrages, ſondern die ganze Rede des Abgeordneten
Traub widerſprach der Würde dieſer Stunde.
uch e z S Der n Traub hat deut

Sie (nach rechts) Jhr Parteiintefolgen. Wir 3 es ab, uns an einem Sccrſoiel a per

teligt
bg. Dr. Heinze (D. V.): Meine Fraktion bedauert

dieſen ntrag, der Mißſtimmung hereingebracht hat. Die
eng Cqhals V 2rte rireunde lehnt ihn ab. (Beifall.)

-Bromberg weiſt noch einmal die 2 igegen ſeine Partei zurug. s t wo e die Sorwere

S Die Abſtimmungergibt die Ablehnung des Antrages der Deutſch-
nationalen gegen die Stimmen der Antragſteller und
einiger Mitglieder der Deutſchen Volkspartei und die An
nahme des Geſetzentwurfes ohne Aenderung.

Auf Vorſchlag des Präſidenten Fehrenbach tritt das
Haus ſogleich in die dritte Beratung ein.

Das Wort wird nicht verlangt.
Auf Antrag des Abgeordneten Richter Oſtpreußen (Du.)

erfolgt namentliche Abſtimmung. Daran beteiligen ſich
323 Abgeordnete, von denen 208 mit Ja, 115 mit
Nein ſtimmen.

Damit iſt das Geſetz angenommen.
Nächſte Sitzung Mitkwoch nachmittag 3 Uhr.
Schluß 1 Uhr 20 Minuten.

Nachmittagsſitzung.
a Regierungstiſche. Bauer, David, Erzberger, Bell.
„Präſident Fehrenbach eröffnet die Sitzung um 3 Uhr

25 Minuten.
Die erſte Beratung der Steuervorlagen wird fortgeſetzt.
Abg. Graf v. Poſadowsk äußert Zweiſel, oAbg f v. Poſadowsly (Dn.) äußert Zweiſel,

vie Nationalverſammlung überhaupt der zuſtändige Ort
a die Beratung von Steuervorlagen ſei. (Lebhaftes Hört,
ört!) Sie ſollte ſich doch urſprünglich nur mit der Ver

faſſung beſchäftigen und dann gleich Reuwahlen ausſchreiben.
Der neue Finanzminiſter hat über einen ſeiner Aintsvor-
gänger geſtern ſcharfe Worte geſprochen. Das deutſche Volk
hat ungeheure Laſten aufzubringen, die ſeine harte Lage
noch verſchlimmern. Der Gedanke der Steuerzentraliſierung
im Reich bedarf noch der Klärung. Mit der Arbeitsloſen-
unterſtühung muß cuſgeränmt werden. Vor allem fordere
ich von der Regierung eine Nachkontrolle und eine Statiſtik
der Ausgaben der Arbeiter- und Soldatenräte. (Beifall
rechts.

Finanzminiſter Erzkerger: Jch werde alle Energie
aufbieten zur Veſeitigung der Finanzſchwierigkeiten. Die
Verantwortung aber liegt bei der Nationalverſammlnug.
die Kritik an meinem Amtsvorgänger war allerdings eine
Neuerung, aber früher waren die Miniſter der Krone ver
antwortlich, die heutigen ſind es dem Parlament. Jch bitte
nicht um ein mildes, ſondern um ein gerechtes Urteil. Mein
Urteil war nicht nur gerecht, ſondern äußerſt milde. (Wider-
ſpruch rechts.) Nach dem grundlegenden Geſetz üier die vor
läufige Reichsgewalt vom 10. Februar iſt die Nationalver-
ſammlung berufen. dringende Reichsgeſetze zu beſchließen.
Das dringendſte iſt aber die Sanierung unſerer
Finanzen. (Zuſtimmung.) Wir würden unſere Aufgabe
nicht erfüllen, wenn wir dieſe Reform nicht beſchleunigt ver-
abſchieden. Genaue Unterlagen für die Schätzung des Ge
ſamtbedarfes des Reiches werden nächſte Woche in einer
Denkſchrift vorgelegt werden. Das große Reſervoire, aus
dem wir die 25 Milliarden jährlicher Belaſtung aufbringen,
wird das Arbeitseinkommen bvleiben, es muß alſo in den
verſchiedenſten Formen mitbeſteuert werden. Aus dem
jetzigen Frieden wird einſt der gewünſchte deutſche National-
ſtaat entſtehen und an der Entſtehung Deutſchlands als eines
geſchloſſenen Nationalſtaates wird auch der Finanzminiſter
mitwirken. Ueber die Einnahmen aus der Zuwachsſteuer
ſehen wir einem Beſchluß der Verſammlung entgegen.
Grundſatz bleibt, daß laufende Aufgaben aus laufenden Ein-
nahmen gedeckt werden. Die beſitzenden Kreiſe
haben die Revolution benutzt, um vor der
Steuer auszukneifen, (Lebhafte Zuſtimmung
links) und dadurch ihrer Vaterlandsliebe ein äußerſt trau-

(Lebhafter Beifall links.) Mit
de

niedrig anzuſehen. Die einzige Abhilfe liegt darin, ſyſte-
matiſch auf eine Senkung der Preiſe hinzuarbeit nicht
nur für Lebensmittel, ſondern in erſter Linie für Kleider
und Schuhe. Das muß und wird geſchehen, denn ein ab-
ſolut unverſchuldeter, integrer Veamtenſtand iſt das erſte Er
fordernis ſür eine Wiedergeſundung Deutſchlands.

Abg. Wurm (U. S.): An den Sünden der Vergangen-
heit, namentlich an der leichtſinnigen Finanzwirtſchaft, trägt
das Zentrum die Schuld. Helfen kann nur eine Sozialiſierung,
die wirklich der Allgemeinheit zugute fommt. Geſchieht das,
dann wird auch für die Arbeiterklaſſe das Wort gelten:
Arbeiten und nicht verzweiſeln. Dann werden ſie arbeiten
für den Sozialismus und eine neue Wirtſchaft aufbauen.

Abg. Dr. Becker Heſſen (D. Vpt.): Die Kritik, die Herr
Erzberger an der Amtsführung ſeines Vorgängers Helffe-
rich geübt hat, war zum mindeſten in der Form
ehr eigenartktig, denn ſie geht direkt an die Ehre dese Seamteg, Erfreulich iſt, da der Streit

W
wiſchen Reich und Einzelſtgaten über die Ausnutzung derTeuerquelien verſchwunden iſt. Aus den direkten Steuern

a lein iſt der Bedarf nicht zu decken. Wir brauchen eine
eſunde Miſchung von direkten und indirekten Steuern. Nicht

jeder, der im Kriege etwas erarbeitet hat, iſt ein Schieber.
Dieſe aber verdienen kein Mitleid. Die Steuergeſese dürfen
nicht zur Konſiskation oder, nach dem heutigen Ausdruck

zur Su z führen.Damit ſchließt die Beſprechung.
Die ſämtlichen Steuervorlagen werden auf Antrag

(Dem.) an drei Ausſchüſſe von je 28 Mitgliedern
rwieſen,v no Tr r r 9eſred--lunsege an usſchuß zurückverwSitzung Donnerstag 3 Uhr Verfaſſungsentwurf.

Edle Führer“
„An München wird gegen Mühſam, Wadler und Genoſſen verhandelt. Hälte ein e ber Kommuniſten

ein Stück auf die Bühne geſtellt, deſſen handelnde Fi-
guren dieſen See des Proletariats entſprochen
en er wäre ſofort in den Geruch einer tendenziöſen
Liederträchtigkeit gekommen. Wenn man dieſe gött-

liche Komödie betrachtet, faßt man ſich an den Kopf und
fragt ſich, ob ſo etwas denn wirklich in Deutſchland paſ-
ieren kann, in dem Land, deſſen Arbeiterſchaft ſtolz aufeine politiſche Schulung war. Das Wien

Deutſchland kann mit ſeinem 9z n mann von Köpenick
getroſt einpacken. Hell hinaus könnte man lachen, wenn
man ſich nicht im letzten Augenblick überlegte, daß Hun
derte irre gerihrir roletarier dabei auf der Strecke
geblieben ſind. Da iſt zuerſt der gute Er ich Müh
a m. Wer hätte 5 geglaubt, daß dieſer Kaffeehaus-
literat jemals ernſt genommen werden würde, ob er
a r pret Dann jedenfallsals er im Cafs Größenwahn zu BerliSchüttelreime fabrizierte, wie: n

„Sie würden mir eine große Freude bereiten,
Wenn Sie meinen Hund von der Räude befreiten.“

Stolz erklärte er, er ſei niemals Sozialdemokrat ge
weſen. Wir wollen nicht richten über ihn. Er iſt ein
guter verdrehter Kerl, dem wir wünſchen, daß ihn das
Gericht ebenfalls nicht genug nimmt, um ihn zum
Märtyrer zu machen. Möge er dem Proletariat, das
ihm folgte, als Denkmal einer Verirrung noch lange
erhalten bleiben. Eine böſere Nummer iſt ſchon
Dr. Wabdler. Dieſer königlich bayeriſche
Leutnant gehört mit zu den Geſtalten, denen wir
ein gutes Teil der Verachtung und Rache zu verdanken
haben, die uns aus dem Friedensvertrag entgegen-
ſchlagen. Dieſer r iſt ausgerech-net einer der Sktlavenhalter, die x dar-über wütend waren, daß der r einen der übelſten
Akte deutſcher Kriegsführung, die Deportation belgi-
ſcher Arbeiter, rückgängig zu machen verſuchte. Er iſt
Mitſchuldiger eines Verbrechens, gegen das Sozial-
demokraten leidenſchaftlich proteſtiert haben, Männer,
die ſich ſpäter von ihm als Lumpen und Verräter be-
ſchimpfen laſſen mußten. Laſſen wir für ihn Verach-
tung als die gerechteſte Strafe gelten. Er iſt ein
Schwächling, wie viele der brutalen Helden aus der
Kriegszeit, nur zehnmal perächtlicher als ein Luden-
dorff, der ſein herriſches Preußentum wenigſtens nock
mit dem Stolz männlicher Borniertheit weiter trägt.

Man kann die Liſte dieſer edlen Führer nach. Mün-
chener und Berliner Regiſtern weiterführen. Kann ſie
bereichern um den irrſinnigen Dr. Lipp, um den Eng-
länder freſſenden Franziskanermönch a. D. Dr. Rothen-
felder, um den Spintiſterer Silvio Geſell, um den mo-
raliſch leider noch nicht genügend gewürdigten Aufwieg-
ler der Eiſenbahner Emonts uſw. Aber laſſen wir das.

Apypellieren wir lieber an den Stolz und die ver
nünftige Einſicht der Arbeiterſchaft, öffnen wir ihm die
Augen darüber, welch trauriges Zeugnis ſie ihrem
Klaſſenbewußtſein und ihrer politiſchen Reife ausſtelſt,
wenn ſie ſich an ſolchen Demagogen und Narren zu
Zwecken mißbrauchen läßt, die ihren Intereſſen nichts
weniger als dienlich ſind. Die Ergebniſſe des Münche-
ner Prozeſſes reden eine Sprache, die nur ein blöderoder ein boshafter Menſch verſtehen kann. Vorgänge
wie die Münchener Rätekomödie, an der übrigens auch
Mehrheitsſozialiſten wie Schneppenhorſt, der immer
noch Militärminiſter iſt, nicht 2275 unſchuldig ſind,
kompromittieren auf das entſetzlichſte die ſozialiſtiſche
r Sie liefern den Reaktionären Waſſer auf
ihre Mühle und gefährden die mühſamen Errungen-
ſchaften der Revolution. Wir werden anf den Verlauf
des Prozeſſes noch zurückkommen.

Unabhängiges Liebäugeln mit dem Belagerungszuſtand
Der Vorwärts ſchreibt: Die Freiheit gibt die Rede

des Abg. Dr. Oskar Cohn aus der Nationalverſamm-
lung nach dem Stenogramm wieder, in der ſich der
unabhängige Wortführer gegen die Beſtimmungen der
neuen Reichsverfaſſung über den Belagerungs-
zuſtand wendet. Bekanntlich wurde Dr. Cohn ſofort
erwidert, daß gerade ſeine Parteifreunde, wo
ſie auch zur Alleinherrſchaft gelangten, in München,
Bremen uſw. als erſte Tat den Belage-rungszuſtanzd r haben. Dieſen unbe-quemen Vorwurf ſucht Dr. Cohn mit ſolgender Sophi-
ſterei abzuwehren:

„Es iſt ein Unterſchied tringende Partei, nennen Sie ſte r i r oder
wie Sie ſonſt wollen, von der Geſetzlichkeit ab-
weicht, oder ob es die Regierung tut, die immer und
immer wieder verſichert, ſie ſei die wahre und geſesliche
und demokratiſche Dre

Alſo, wenn eine kleine Gruppe von brutalen Macht-
politikern alle Mittel der Gewalt ſpielen läßt, um die
Regierung an e zu reißen, ſo hat Herr Dr. Cohn
Verſtändnis dafür. Wenn aber die vom Volke durch
freie Wahl berufene Regierung page gar die Mittel an
wendet, die allein wirkſam ſind, dann Bauer iſt das
ganz was anderes.

Das Schickſal Wilhelms.
Der ſtolze Mann, der ſich einſt den Admiral dee

Atlantiſchen Ozeans nannte und mit dem früheren all
gewaltigen Henkerzaren von Rußland Brubderküſſe
tauſchte, der einſt ſeine Soldaten nach ſchickte mit

ob eine um die Macht

der Parole, die Waffen ſo zu führen, daß es in Zukunft
niemand mehr wagen ſolle, einen Deutſchen ſcheel anzu-
ſehen, und der damals den Truppen den Befehl gab:
„Pardon wird nicht gegeben, Gefangene werden nicht
gemacht“, der oft zum Verdruß des größten Teiles
ſeines Volkes durch ſeine größenwahnſinnigen Reden.
mit denen er das Ausland reizte und den Deutſchen in
der Welt die Sympathien verſcherzte, den h
Unwillen im Lande hervorrief, hat ſicherlich niemals ge
glaubt, einſt ſelber ein Gefangener in den Händen derFeinde zu ſeits denen er auf Gedeih und Verderb aus-

gelieſert iſt. Hochmut kommt eben vor dem an
Der deutſchen Arbeiterklaſſe iſt das Schickſal Wil-

helms von Hohenzollern im Grund furchtbar gleich-
gültig. Für ſie verkbrpert in dieſem Manne dasalte Eyſtem mit all ſeinen Nedertr eiten, Unge
rechtigkeiten und Bebrückungen gegen betende
deutſche Volk. Das allein gegt um ihr dteſen Mann
verhaßt zu machen. Bei r uns et tiver Würdi
gung der ganzen Frage iſt es freilich ſchwer zu ſagen
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tnwkeweit den ehemaligen Kaiſer ein ä hervor
ragendes Maß von Schuld an dem Weltkriege und an
dem Elend trifft, in dem ſich zurzeit das deutſche Volk
vefindet. Wilhelm war einer unter den vielen Volks-
bedrückern; er wurde zur perſönlichen Spitze des ver-ruchten halbab olutiſtiſchen Syſtems von der Clique der
wirklich herrſchenden Junker- und Geldſackskaſte aus-
erkoren. Er war das willenloſe Werkzeug in ihrer
Hand, ganz ſo, wie dieſe Verbrecher am Volke und an
der Menſchheit es gebrauchten. Man umſchwärmte denleicht zu beeinfluſenden Monarchen und weckte mit
klugen Mitteln und unter Anwendung der ſüßeſten
Umſchmeichelung den Herrſchergrößenwahn in ſeinem
Herzen. So wurde er äußerlich der Hauptſchuldige vor
dem deutſchen Volke und vor der Welt. Nur äußerlich,
denn in Wirklichkeit werden Welten- und Völkerſchick-
ſale von ganz anderen Faktoren beſtimmt, als von demWillen eines einzigen Mannes. Die Sünden der ge-
viſſenloſen und ſittlich verderbten Meute, die in Wirk-

lichkeit vor der Revolution Deutſchland beherrſchte und
alles andere in der Welt ſich unterwürfig machen wollte,
ſollen nach dem Willen der Jmperialiſten des feindlichen
Auslandes an einem Exempel gegen Wilhelm vonHohenzollern gerächt werden. Der Rache- und Macht-
koller der Kapitaliſten des Auslandes will an dieſem
Opfer des alten Syſtems ſeine teufliſche Befriedigung
ſuchen. Das Vorhaben iſt niedrig, niederträchtig und
zjemein; aber dieſe Eigenſchaften ſind nun einmal die
jervorſtechenden Charakterzüge der Kapitaliſtenclique
iberhaupt, ganz gleich, wo wir ſie auf der Welt auch
antreffen mögen. Ueber das kommende Schickſal Wil-
jelmswird jetzt in allen Zeitungen ſehr viel geſchrieben.
Wir ſtellen dies nur feſt und ſind der Anſicht, daß hier-
ſei die Dinge ihren Gang gehen werden und daß unſer
Volk zurzeit andere und größere Sorgen hat, als ſich
im das Schickſal eines einzelnen Mannes Kopfſchmerzen
zu machen.

Königliche Kapitalsauswanderung?
Die Fränkiſche Tagespoſt ſchreibt: Der Landtag ſoll

ich bekanntlich auch mit der Abfindung des Königs-
hauſes beſchäftigen. Die Zentrumspreſſe ſieht darin eine
der wichtigſten Staatsaufgaben und um Mitleid für

Lebensmittel-Kalender.
Verkauf von ausländiſchem Fleiſch. Der Verkauf von aus-

ändiſchem Gefrierfleiſch findet am Sonnabend, den 12. Juli,
tatt. werden 125 Gramm ausländiſches Rindergefrierfleiſch,
125 Graäinm ausländiſches Hammelgefrierfleiſch je Kopf (Kinder
die Hälfte) ausgegeben. Der Verkauf erfolgt durch die Flei-

die Verbraucher beziehen das Fleiſch bei den Fleiſchern,
ei denen ſie zur Kundenliſte angemeldet ſind gegen Abtrennung
der Fleiſchmarken für die Woche vom 7. 13. Juli d. Js. Die
Marken ſind zu 100 Stück gebündelt in verſchloſſenem Umſchlage,
wuf dem die Firma und die Zahl der Marken zu vermerken iſt,
nis zum Dienstag, den 15. Juli, an das Stadternährungsamt,
l. Obergeſchoß, Saal links, abzuliefern. Der Kleinhandelsver-
kaufspreis für 250 Gramm ausländiſchen Gefrierfleiſches beträgt

So

Städt ſcher Verkauf von Zwieback und Gerſtenmehl an
Kinder bis zu 12 Jahren, Jugendliche von 12--17 Jahren und
alte Leute über 70 Jahre in der Talamtſchule am Freitag, den
11. Juli 1919. Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der
Lebensmittelſcheine mit den Nummern 8001--12 000 vormittags
von 8—-12 Uhr und die Jnhaber der Nummern 12001-16 000
rachmittags von 2-6 Uhr. Gegen Vorlage des Lebensmittel-
cheines kann auf jeden Abſchnitt P der beſonderen Warenbezugs-
karte für Kinder bis zu 12 Jahren und auf jeden Abſchnitt O
er beſonderen Warenbezugskarten ſür Jugendliche von 1217
Jahren und alte Leute über 70 Jahre ein Paket Zwiebak zum
Preiſe von 44 Pfg. und ein Paket Gerſtenmehl zum Preiſe von
10 Pfg. abgegeben werden. Bei dem Mangel an Kupfergeld
ſt unbedingt abgezähltes Geld bereitzuhalten.

Walhalſa-
Operetten- Theater.

Ensemble- Gastspiel
Dir. Felix Meinhardt.

Der Operettenschlager:
Ihre Hoheit

die Tänzerin.

Freitag, d. 11. Juli 1919,

Anf. 7 End. 10 Uhr
Der Dgeuperdaron.

Operette v. Joh. Strauß.
Sonnabend:

Wilhelm Tell.
Chaſig Chenter

Gaſtſpiel des
Stadttheater Verſonals.
Sonntag, den 13. Juli 1919,

abends 7 Uhr:
Penſion Schöller.

Luſtſpiel v. Jacoby u. Laufs.

Musik v. Walter Götze.
Anfang 8 Uhr.

Kasse v. 10-1 u. 46.

da Wiſſeſimo
Freitag. d. 11. Juli 1919,

nachmittags 3 Uhr:

Kur- Konzert
ausgeführt von der

Kapelle des Füſtü.
Regts. Nr. 36
unter Mitwirkung

des Kammervirtuofen
Louis Rümmel
(Cornet à piſtons)
aus Darmſtadt.
Eintrittspreiſe:

Dauerkarten h. Gültigkeit.

Sonnabend, d. 12. Juli 19,

früh 6 Uhr
Früh- Konzert

den „armen König zu erwecken, hat ſie erſt vor kurzem
in einem rührſeligen Artikel erzählt, daß er die Staats-
kaſſe um einen Vorſchuß von 50 000 Mark anpumpen
mußte. In merkwürdigem Gegenſatze dazu ſteht dieder Münchener Poſt mitgeteilte Tatſache, v der 5
könig in den letzten Jahren von der Herzogin Adelgunde
und dem König Otto mehrere Millionen geerbt hat,
und daß ſein Vertrauter L. jetzt daran iſt, einige von
dieſen Millionen in die zu ſchaf-fen. Jn der Hypotheken- und Wechfelbank pfeifen dies
die Spatzen vom Dach. Sogar der Zentrumsfinanz-
miniſter Speck iſt ſchon mit der Sache befaßt, beſteht
doch die Gefahr, daß die Millionen der Steuer entzogen
werden. Wie ſteht es im übrigen mit der Verſteuerung
des König-Otto-Nachlaſſes? Die zuſtändigen Stellen
werden nicht umhin können, ſich zu der Sache zu äußern.

Ein interfraktioneller Vegmtenausſchuß.

Weimar, 8. Juli. (WTB.) Ein interfraktioneller
Beamtenausſchuß der Nationa s bildete ſich
heute in Uebereinſtimmung mit den Fraktionen. n
der Ausſprache einigte man ſich zunächſt dahin, die
Frageder Teuerungszulage für Beamte und
Lehrer durchzuſprechen, ſodann die Rätefrage und
das Mitbeſtimmungsrecht der Beamten in Be
trieb und Verwaltung näher zu erörtern. Bei Beſpre-
chung des erſten Punktes ſtellte ſich die Mehrzahl der
Redner auf den Standpunkt, daß eine einmalige
Teuerungszulage e werden ſoll,für deren Verteilung nicht drei, ſondern zwei Teue-
rungsbezirke geſchaffen werden ſollen. Die h
ſoll gebeten werden, Vertreter der einzelnen Reſſorte
zur nächſten Sitzung zu entſenden. Angeſchnitten wurde
auch die Frage des Aufſtiegs befähigter Unterbeamter
und Arbeiter in höhere Staatsſtellen.

Die Unruhen in Hannover.
Durch den Eiſenbahnerſtreik verurſachte Unruhen

haben hier leider zu bedauernswerten Ereigniſſen ge
führt, da die Kommuniſten die Lage benutzten, um einen

Amtlihe Belumntmouchungen für Halle 0. d. 6.

chwarze Lo.
Ein Kinö der Straße.

Bruno Fiener

Maria Orska
Heute letzter Tag:

Der Hund von Basscerville I.
Letzte Vorſtellung: Beginn 9 Uhr.

örtlichen Aufruhr ins Werk zu Bis zur Stunde
iſt die Ruhe noch nicht wiederhergeſtellt. ie Menge

Graupen und Feldzwieback. Auf Grund der Bundesrats
verordnung vom 25. Sept. /4. Nov. 1915 wird der Verkauf von
Graupen und Feldzwieback wie folgt geregelt: Der Verkauf be
ginnt am Freitag, den 11. Juli 1919. Für jede Perſon eines
Haushaltes werden Pfund Graupen und 50 Gramm Feld-
zwieback abgegeben. Der Verkaufspreis beträgt 44 Pfg. für
Graupen und für Feldzwieback 1,30 Mk. für das Pfund. Die
Käufer ſind verpflichtet, bei denjenigen Verkäufern die Graupen
und den Feldzwieback einzukaufen, bei welchen ſie zum Bezug
von Kolonialwaren in die Kundenliſte eingetragen ſind. Beide
zur Verteilung gelangende Lebensmittel werden auf einen Wa-
renbezugsſcheinabſchnitt abgegeben und zwar unter Abtrennung
der Marke 357 des Warenbezugsſcheines 23. Die Verkäufer ſind
verpflichtet, die Marken zu Hunderten gebündelt im Stadter-
nährungsamt, Marktplatz 22, 1. Obergeſchoß, Saal links, binnen
8 Tagen unter Angabe ihres Reſtbeſtandes einzureichen. Zu
widerhandlungen unterliegen der Beſtrafung nach S 17 der Ver-
ordnung vom 25. Sept. /4. Nov. 1915.

Der Verkauf von Seefiſchen findet am Freitag früh, den
11. Juli 1919, in den einſchlägigen bekannten Geſchäften marken-
frei ſtatt. Jm übrigen verbleibt es bei unſerer Bekanntmachung
vom 18. Juni 1919.

Der Verkaufspreis der in dieſer Woche zum Verkauf gelan
genden Ackerbohnen beträgt für ein Pfund 99 Pfg.

Städtiſcher Verkauf von Käſe in der Talamtſchule am Frei-
tag, den 11. Juli 1919. Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jn-
haber der Lebensmittelſcheine mit den Nummern 44 001--45 500
vormittags von 8--12 Uhr und die Jnhaber der Nummern
45 501-—47 000 nachmittags von 2—-6 Uhr. Für jede Perſon eines
Haushaltes können 55 Gramm zum Preiſe von 20 Pfg. abgegeben
werden. Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen. Abgezähltes
Geld iſt bereitzuhalten.

Salle, den 9. Juli 1919. Der Magiſtrat.

verſuchte wiederholt Gewalttätigkeit und verſtie
gegen die Beſtimmungen des ver en erungs
uſtandes. Dieſe Zorgänge führten auch eſterntets zu Schießereien, wobei auch Tote zu vergs n
und. Auch geplündert wird in den Nächten, was eben

alls Opfer forderte, da der kommandierende General
energiſch durchgreift. Das Erſcheinen der „Roten

und des „Völkerrecht“ verboten worden.
uch hat man einen Ruſſen, Skobeliew, der ſchon an

ſer Münchener kg r ein oeſtgenommen. m ganzen lauten die geſtrigenrichte auf 8 Tote und Ferwußdete, gelertg t

Reviſion des öſterreichiſchen Frtedenzvertrages.

Bern, 7. Juli. Wie der Pariſer Korreſpondent derAgence Centrale erfährt, iſt die üeberreihung des
h r riedensvertrages infolge einervollſtändigen Aenderung in der Haltung der

Deutſ verzögert worden. Umeutſch- Oeſterreich nicht in die Arme Deutſchlands zu
treiben, ſei eine vollkommene Reviſion der territorialenKlaufekn ſowie eine Reviſion der wirtſchaftlichen und
finanziellen Bedingungen vorgenommen worden.

Kurze Rotizen.
Gegen die Zerſchlagung Preußengs hat Miniſterpräſident

Hirſch einen Artikel im geſtrigen Berliner 8-Uhr- Abendblatt
veröffentlicht, in dem er ſich energiſch gegen die Beſtrebungen
wendet, neue Staaten zu bilden. Er ſpricht die dringende Er
wartung aus, daß die Nationalverſammlun entſchieden da.
gegen erklären würde, die einheitliche deutſche Republik zu zer.
reißen.

Prinz Heinrich von Preußen hat ſich ebenfalls der Ententyzur Verfügung geſtellt X h e f d
Jn einer entſcheidenden Streikverſammlung der Bankbeamten

erſchien der geflohene Emonts, ſprach und verſchwand wieder.
Marx, einer der weiteren Führer wurde beim Hinausgehen
verhaftet, dann aber wieder freigelaſſen.

Die holländiſchen Arbeiter haben beſchloſſen, ſich an einem
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Weltgeneralſtreik zu beteiligen.
n Warſchau kam es in den letzten Tagen infolge bolſchewiſtiſcher Agltellen zu blutigen Vorfällen. e ſorge on

Amtliche Bekanntmachungen für Weißenfels

Höchſtpreisfeſtſetzung für Fleiſchwaren

Mit Rückſicht auf die Erhöhung der e werden folgende SHöchſtpreiſe für den Kleinhandel ſeſtgefett:
Ringſlet mit Knochen, das Pfund 3 Mk.,
Rindfleiſch ohne Knochen und Gehacktes, das nd 3,40 Mt.
Schweinefleiſch mit Knochen, das Pfund 3 Mk., h
Kalbfleiſch mit Knochen, das Pfund 1,90 Mk.
Seele mit Knochen das Jiund 240 Mk.
Friſche Rotwurſt, das Pfund 3 Mk.,
Friſche Leberwurſt, das Pfund 3 Mk.,
Friſche Schwartenwurſt, das Pfund 3 Mk.,
Geräucherte Wurſt, das Pfund 8,20 Mk.
Krakauer Knack- oder Mettwurſt, das Pfund 3,80 Mt.
Dieſe Anordnung tritt mit dem 7. Juli d. Js. in Kraft.

Fleiſchabgabe. Die Fleiſchmenge in der
13. Juli 1919 beträgt: 100 Gramm Fleiſch mit Knochen oder

erit n s 5 oder Gehacktes. Esben nur Fleiſchmarken (grüne Farbe die Wochebis 13. Juli Gültigkeit. t re wem
Zuarkverkauf. Von heute, Donnerstag, mittags 1 Uhr ab,findet in nachſtehenden Geſchäften gegen abe de 15. Marga-

rinemarke Verkauf von Speiſequark ſtatt. Auf jede Marke wer
den 200 Gramm zum Preiſe von 44 Pfg. abgegeben. Verkauf
Tonſum, Schillerſtratze, Nr. 22 400-23 275. Die Abholung hat
bis zum 11. Juli, mittags 12 Uhr, zu erfolgen.

Städti'cher Kirſchenverkauf. Freitag, den 11. Juli 1919:
Nr. 17 001--20 000.

Der Nagiſtrat.

Woche vom 7. bis

Die
I

o

In den Hauptrollen

C

van Luisenbad
Promenade 19 Fernspr. 253 Promenade 19

Inhaber: Kurt Laue
Täglich geöffnet von 9 Uhr früh bis 8 Uhr abends

Sonntags von 8 bis 11 Uhr.

m

Für Tapezierer:

Leinendrell,
grau, 82 cm breit, 50Meter 11.50,

Brummer Benjamin
Grosse Ulrichstrasse 22123.

Weibenfels, den 9. Juli 1919.

III
Tägl. abds. s Uhr:

Die
geschledeve Frau

Operette v. Leo Fall.
Gonda kumyſkumaß.

Vorverk. 9 1 u. 5

Welbenfels

7

knallſe-üerchnn
werden ſauber u. n repar,

neue Boden uſw.

Arth. Pelch
immelſtr. 16, 520Meny nete r Sſel e

BeeTheodor Loos.
samwiwzrerfachgerchätt

II

unter Mitwirkung
des Kammer virrtuoſen

Irfde NVöeſſfmſet,

beſonders preiswert.

für Erwachſene 60 Pfg.
Kinder 40

i

e e Gummi-Hosenträger
wieder eingetroffen.

Sonnabend. d. 12. Juli 19, Dauerwäſche Vertrieb
nachmittags 3' Uhr Kl. Berlin 2

6.Akademisches Konzert.
n e Ecke Sternſtraße. 3170

Leinendpwell,
echt marineblau und feldgrau,

82 cm breit, 50Meter 13.9, 12.60, 190

Brummer Benjamin
Grosse Ulrichstrasse 2223.

Wicatig für bapcwirte u. Frdrwerksdesiter!

Aberefereugen

Schwere und leichte Feldwagen)

erhauf,

Mumikfions
(Artillerie-Kxerzierplatz)

am Sonnabend, den 12. Juli, von
vormittags 9 Uhr ab siatt.

Neichsverwertungsamt
Zwelgriele hale T

F

Achtung!
Neu!

findet in der

nstalt Feesen
Tel.
3477.

Galgenherg
Dampfwäscherei, Färderei, Ghem, Reinigung

Abt. Stärkewäsche
raumlich und maschinell vergrössert,

liefert binnen 8 Tagen tadellos wie

im Frieden.

TanzKontroller,
Eintrittis- und GarderobenBlocks,

Saale Poſtkarten
wieder eingetroffen.

Paul Lange,
Kurz und Galanterie waren

Großhandlung,
Merſebuegerſtraße 188 (Nähe Riebeckplatz.

und Ferra

Preisliste gratis.
e. Blappenbach,

Gr. Ulrichstrasse 41.

Soeben eingetroffen.

Das
Erfurter

Programn
von Kautsky.
Pr. 1.20 Mk.

Buchhandlung der

„Volksſtimme“

e

Waſchbrett

ſtarker Zinkeinlage

Max Sobol,
Neu!

luß der 15209 nahme 10

Tel.
3477.

Werkzeugmacher

S5n.

iierten
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10. Deutſcher Gewerkſchaftskongreß.

6. Verhandlungstag.
eingeſetzte Satzungsfommiſſiön beria Die en hat ſigen-

uß ge

Für die ernGraßmann Berlin S
den grundſätzlichen Be

Die Kommiſſion hält eine enderung der Satzungen hinſicht-lich Organiſttionsformen nicht für notwendig. Alur e
daß davon abweichende organiſatoriſche Eigenheiten von Organi
n die bisher der Generalkommiſſion angehörten, aner

int we n.m Der Redner begründete dann die en e Kommiſſion
zu den einzelnen Anträgen. Jn dem erſten Satz des StatutesWird ausgeſprochen daß die Arbeiter und Arbeiterinnen T Ver

tretung und n Gewerk-ſchaften bedürfen. zu e die poſition bean hinzuugen: „und der Arbeiter und Veirieberate Faß
u

Die Kommivor, dieſes abzulehnen. Auch dem Vo miſſion

lag lag, den Gewerkſchaftskongre aller zwei Jahre, anſtatt aller drei Jahre ſtatt
finden zu laſſen, ſtimmte die Kommiſſioy nicht zu. Sie empfiehlt,daß auf je 10 600 Mitglieder (anſtatt 5000) einer Gewertſchaft
ein Vertreter entfällt. Die Art der Wahl ſoll jeder Gewerkſcha
überlaſſen bleiben. Die Kommiſſion hat den Antrag der Oppoſition, daß die Wahl allgemein durch Urwahlen ten ſoll, ab
gelehnt. Man könne, ſagte der Berichterſtatter, nicht von Wah
rung der Demokratie ſprechen, wenn die Delegierten in Urwahl
nur von einem kleinen Bruchteil der Mitglieder gewählt werden,
beſonders dann t, wenn man wiſſe. von welchen Zufälligkeiten
die Kandidatenaufſtellung in manchen Verſammlungen abhängig
ſei. Die von der Kommiſſion im übrigen vergelhlagenen Aende
rungen des Satzungsentwurfs ſind nicht weſentlich. Die Kom-
wiſſion empfiehlt einen Antrag der Konferenz der Arbeiter-
ſekretäre, wonach die Verbandsvorſtände verpflichtet werden,
darauf hinzuwirken, daß ſämtliche im Geltungsbereich eines
Arbeiterſekretariates beſtehenden d pen r Eingelmit-
gliedſchaften der freien Cewerkſchaften ſich dem Arbeiterſekreariat

und haltung des Sekretariats feſtgeſehten Beiträge zu zahlen. Die Reügründung ſogenannter
Berufsarbeiterſekretariate ſoll unterbleiben.

Bei der Abſtimmung wird die Erklärung der Kommiſſion
zur Organiſationsform gegen wenige Stimmen angenommen.
Am übrigen wird den Satzungen nach den Vorſchlägen der Kom-
miſſion zugeſtimmt. Bei den Einzelabſtimmungen kam es zu er
regten Zweſchenfällen, da die Oppoſition wiederholt das Ab-
timmungsergebnis bezweifelte. obwohl ihre Anträge offenſicht
ich nicht die Mehrheit fanden. Eine Auszählung bei der Ab-
timmung über den Antrag der tn auf Durchführung all
gemeiner Urwahlen bei der Wahl der Delegierten zum Gewerk-
ſchaftstongreß' ergab 198 für den Antrag, 342 dagegen.

Der r rach dann den Wunſch aus, daß Bundes
nd und z ß ein Normalſtatut für die geſamten Gewerk

ſchaften aurarbeiten.
eber den Punkt Die n der Jn-du rie“ hält erſte Referat Ambreit- Berlin. Er be

tont einleitend v großen ramper h rten uns die Sozia
liſterung zur Aus ng überlaſſen, ſie hätten den Sozialismus
in die Herzen der ſſen gepflanzt. Die deutſche Arbeiterſchaft
iſt jahrzehntelang zum Befreiungskampf geſchult worden. Nun
iſt die Stunde gekommen, wo ſie die volitiſche Macht hat. Jhr
Beſtreben muß ſein, ihre politiſche Macht zur Verwirklichung des
Sozialismus auszuüben. Mit Erkämpfung der Demokratie iſt
nur der erſte Schritt zur Befreiung des Proletariats getan, ihm
muß der zweite Schritt folgen, die Enteignung des Kapitals und
der Produktionsmittel Wir wollen eine Welt des allgemeinen
Wahlſtandes ſchaffen. Der Krieg hat uns ungeheure Laſten ge-
bracht. Wir wären auch arm aus dieſem Krieg hervorgegangeén,
wenn wir ihn nicht verloren hätten. Nun ſind wir ſo arm, daßder Gedanke an den Wiederaufbau wie ein Phantom erſcheint.
Jn dieſem Zuſtand wollen wir ſozialiſieren! Dazu kommt noch.
daß die i e Arbtterſchaft geſpalten iſt, daß ſich das deutſche
Volk zexfleiſcht in blutigen Bürgerkriegen. leine Gruppen
glauben, die Durchführung des Sozialismus durch Sreiks zu be
ſchleunigen. Der Sozialismus kann auf x Boden nicht ge
deihen. Nur in den Werkſtätten des Fleißes, wo der Schornſtein
raucht, iſt die Geburtsſtunde des Sozialismus.

Deutſchland muß ſozialiſieren, ehe es zu ſpät iſt. Der
Sozialismus iſt die einzige Rettung für dasdeutſche Volk. Die Gemeinwirtſchaft iſt der einzige Weg
»um Miederaufbau der Volkswirtſchaft. Der Sozialismus allein

vor

kann die furchtbaren Folgen des Krieges überwinden. Jm
Zeichen des Sozialismus wird Deutſchland neu geſunden er
Führer dieſer Entwicklung muß die deutſche Arbeiterſchaft ſein:
e muß der Welt auch die wirtſchaftliche Freiheit
bringen. Wir können freilich nicht allein den Sozialismus etab-
lieren, während die übrige Welt kapitaliſtiſch bleibt. Wir hängen
von den anderen Staaten ab. Wir können aber mit der Soziali-
jerung beginnen, ſehr viel ſozialiſieren ohne deshalb vom Aus
ande abgeſchnitten zu werden. ie Rom auch nicht in einem

Tage erbaut worden iſt, ſo kann auch die kapitaliſtiſche Wirtſchaft
gicht ſofort allgemein in die Gemeinwirtſchaft überführt werden.
Der Sozialismus iſt keine Angelegenheit der deutſchen
Arbeiter allein, ſondern das große Ziel der Jnternatio-
a le. Wir wollen die Arbeiter der 7 Welt aufrufen, um
uns zu helfen an der Verwirklichung des Sozialismus. Vor Be
ginn der Sozialiſierung müßten beſtimmte Vorbedingungen ge-
ſchaffen werden. Wir mußten heraus aus dem Taaffe grinſand,
ohne Frieden war eine Sozialiſierung nicht möglich. Der
Sozialismus kann nur durch die Demokratie
h h werden, nicht aber durch die Diktatur desin beſtimmter feſtgelegter Weg für die Soziali-Proletariats.
ſierung g. nicht, es können in Betracht kommen Kommunal-
betriebe, Genoſſenſchaften, Syndikatsbildungen. als Uebergangs-
ormen auch Stiftungen in der Art wie die Zeißſtiftung in Jena.
Nicht in Frage kommt die des Arbeiters am Unier-
nehmergewinn. Sozialiſiert werden ſollen nur ganze Wirtſchafts
zweige, nicht einzelne Betriebe. Das Nahrungsmittel- und Bau
gewerbe wird früher von der r erfaßt werden können
als die Großinduſtrie. »Reif für die Sozialiſiexrung ſind Betriebe,
die für den Bedarf von Reich. Stagt und Gemeinde arbeiten.
Alle Rohſtoffe und Naturkräfte ſind reif für die Sozialiſterung
Auch die Halbzeugfabrikate eignen ſich dafür, weil ſie ſich in eng-
ſter Abhängigkeit von den Rohſtoffen befinden. Die Genoſſen-ſchaften ſollen in engſter Verbindung mit den Gemeinden die

ganze Verbrauchsregelung durchführen. Von der Sozialiſierung
des Verſicherungsweſens kommt die Perſonenve aller
Art ſofort in Betracht. Ferner das Aerzte und Apothekerweſen.S der Durchführung d 7 ſind verſchiedeneStufen durchzumachen, wie Frovn tionsre ung Produktions
ſteigerung, Lohnregelung, Preisregelung uſw. Jn den ſoziali
ſerten Betrieben darf kein Beamtenverhältnis entſtehen, auch
keine Gleichmachung; höhere Leiſtung, Begahlung.
Arbeitervertretungen müſſen als Sicherungen dienen gegen Fiska
liswus. Jetzt iſt es unſere Pflicht zu arbeiten. Der Sozialismus
verlangt die volle Hingabe der körperlichen und geiſtigen Kräfte
für die Arbeitsgemein v Wer nicht ſeine volle Kraft in den
e a t ſtellt, hindert den Soziglismus. Der Sozialis-
mus iſt keine
frage herabgedrückt werden, er bedeutet die Exiſtenzfragen iſt die Einheit von Organi ahionen von Selbſt
erziehung er z yur in dieſem Zeichen können
wir ſegen. rmrſcher all.Vor Eintritt ine Piltagspauſe wird das Reſultat der

Vohl der Bundesvorſtandes i r Generalkom-
miſſton) bekannt gemacht. Die Wahlvorſchläge der Konferengt derVorſtandsvertreter übergrode le Es wurden ge-
wählt als 1. Vorſtender Karl Legien (vHolzarbeiter) mit
28 Stimmen, als Stellvertreter Graß mann (Buchdrucker)
mit 429 und Coheon (Metallarbeiter) mit 417 Stimmen als
Kaſſierer Kube (Zimmerer) 412, als Sekretäre Knoll Stein

Lohnfrage für den einzelnen, darf nicht zur e
für alle

ſetzer) 434 und Löffler (Bergarbeiter) 431 Stimmen; als er
Redakteur Umbreit (Holzarbeiter) 412 Stimmen. Als Beiſitzer
un werden beſtimmt Bäackert (Brauereiarbeiter) 327,
runner S w 423, Bruns S orear ein 407, GiebelBuxeauangeſtellte) 422 Sabath (Schneider) 387, Saſſenbach
Sattler) 106 Schmidt (Landarbeſter) 413 und Silberſchmidt
Bauarbeiter) 427 Stimmeg,

Die Liſte der Oppoſiſtion, auf der als Vorſitzender
Shu (Tertilaxbeiter), Richard Müller (Metallarbeiter) undumacher Shneidet ſtanden, erhielt 159 bis 168 Stimmen.

Jrn ver Nachmittagsſitzung erſtattet das Korreferat Hilfe r-
ding-Berlin: Es iſt die gemeinſame Ueberzeugung aller Sozialiſten, daß die ſozialiſtiſche Produktion der kapitäliſtiſchen Produk-

tionsweiſe überlegen iſt. Das Bewußtſein, daß der Arbeiter nicht
mehr zu Ausbeutungszwecken verwendet wird, erhöht die Arbeits-
r und dieſe bedeutet eine Exhöhung der Produktion.

e Verarmung Deutſchlands iſt kein Grund, die Sozialiſierung
abzulehnen. Die Sozialiſierung darf aber nicht einhergehen mit
Einſchränkung der Produktivität. Wir brauchen die Mitwirkung
aller in der Produktion Beſchäftigten. Welche Zweige kommen
ür die h in Vetracht? Dafür iſt Vorausſetzung dieehe welche ſind die wichigſten Kampfmittel des Kapitals?
ieſe ſind vor allem die großen Jnduſtrien der Rohſtoff und der

Kraftgewinnung (Kohlen, Eiſen uſw.). Wenn wir dieſe in das
Eigentum der Geſellſchaft überführt haben, iſt die Macht des
Kapitals ſtark geſchwächt. Wir können dann andere Jnduſtrie-
zweige angliedern; ſo die Induſtriezweige für den Maſſenkosum,
wobei die Waren für den Lurus und Export freigelaſſen werden
können. Den Gemeinden, ſteht eir weites Gebiet für Soziali

offen. Sozialiſiert kann ferner werden das Ver-
icherungs-, Hypothekenweſen uſw.

Redner unterſucht dann, ob die Ausnahme einzelner Jndu-
triezweige von der Sozialiſierung berechtigt iſt. Da iſt zu be
enken, daß die Saozialiſierung eine gewiſſe Uebergangszeit

braucht Dieſe Uebergangszeit läßt ſich durch eine energiſche

r e
Außerordenthiche Bezirkskonferenz.

Sonntag, den 3. Auguſt, vormittags
9 Uhr findet in Halle im Auguſtiner-Bränu,
Mittelſtraße (Nähe der Poſt) eine

außerordentliche Bezirkskonferenz

Tagesordnung:Tätigkeit und Aufgaben im
ſtatt.

1.

nung und Beſchlußfaſſung über
es Bezirksſtatut.

a es Bezirksvorſtandes.nſere Preſſe.Verſchiedenes.
Zu dieſer Konferenz kann jeder Ortsverein

je einen Delegierten entſenden. Die Koſten der Dele-
gation trägt jeder Ortsverein ſelbſt, doch können finanz-
ſchwache Orte auf Antrag einen Zuſchuß zur Delegation
aus der Bezirkskaſſe erhalten. Etwaige Auträge ſind
bis Montag, den 28. Juli an den Genoſſen Dreſcher ein-
zuſenden.

Ent würfe für das nene Bezirksſtatnt ſind
an die Ortsvereine verſchickt. Wir erſuchen die Ge-
noſſen, möglichſt ſchon am Sonnabend einzntreffen.
Wer Nachtquartier beſorgt haben will, möge nns recht-
zeitig Mitteilung machen.

u S

Der Bezirksvorſtand.
R. Dreſcher.

Sozialiſierungspolitik verringern. Wenn wir in dieſer Weiſe
vorgehen zu r dann bauen wir die ſozialiſtiſche Geſell
ſchaft auf ein ſtarkes Fundament auf. Wie verhalten wir uns
nun den einzelnen Unternehmern gegenüber, wie ſtellen wir uns
zur Entſchädigungsfrage? Dieſe iſt für mich keine prinzi-
vielle Frage, ſondern eine Frage der reinen Zweck-
mäßigkeit. Wenn wir auf einmal alles ſozialiſieren könn-
ten, brauchten wir nicht zu entſchädigen. Heute brauchen wir die
Entſchädigung, um den Uebergang zur ſozialiſtſichen Geſellſchaftmöglich zu machen. und nicht zu verurſachen, daß die Unter-

nehmer ſtreiken. Für die Entſchädigung muß aber Vorausſetzungſein eine wirkliche ſoziagaliſtiſche Srenerpolitit Bann
werden die Koſten der Entſchädigung von der Geſamkfheit der
Kapitaliſtenklaſſe getragen.

Bedauerlich iſt, daß die Arbeit der Sozialiſterungskommiſſion
abgebrochen werden mußte infolge des Widerſtandes eines
bureaukratiſchen Syſtems, das von der Regierung geſtützt wurde.
Die Regierung hat bis zum heutigen Tage für die Sozialiſterungnichts getan. nichts im Serghau wo die an am leich-
teſten geweſen ware. Was heute von der Wirtſchaftspolitik der
Regierung verlaute, bedeutet, daß auch nichts getan werden ſoll.
Jch denke dabei an den Wirtſchaftsplan des Reichswirtſchafts-
amtes. Deſſen gebundene Planwirtſchaft hat mit dem Sozialis-
mus nur eines gemeinſam, daß ſie planmäßig iſt, ſonſt iſt von
Sozialismus keine Spur. Es will den Unternehmer und die
Lohnarbeit erhalten. Dieſe Planwirtſchaft iſt ein Mittel zur Er-
haltung des Kapitals es predigt die Harmonie zwiſchen Kapital
und Arbeit. Jch halte dieſe Planwirtſchaft nicht nur für ſozig.
liſtiſch abwegig, ſondern auch nationalötonomiſch völlig verfehlt.
Wenn wir den Sozialismus wollen, müſſen wir uns klar ſein,

daß die m nur durch den Beſitz der politiſchen Macht
möglich iſt. Wir haben dieſe am 9 November noch nicht erobert.
Der Revolutionsprozeß hat da erſt begonnen. Die Kampffront
des Proletariats iſt gebrochen durch die Spaltung des Proletariats. Wir dürfen aber nicht vergeſſen, daß die Einigung

TeileProletariats ein Prozeß iſt, der unvermeidlich iſt. Große Tei
des Proletariats waren vor dem Kriege erfüllt mit viel zu viel
bürgerlicher Jdeologie Am Ende dieſes Revolutionsprozeſſeswird das Proletariat die politiſche Macht erobern und behaup-
ten, wir dürfen uns bei der Beurteilung dieſer anzen Frage von
Schlagworten nicht leiten laſſen. Wir dürfen den Sozialismus
nicht auffaſſen als materielle Frage, ſondern als große Jdee, die
nur durch Begeiſterung durchgeführt werden kann. (Lebhafeer

Beifall. JDas Referat Hilferdings wurde teilweiſe bei der Mehrheit,
teilweiſe bei der Minderheit mit Zuſtimmungskundgebungen auf

enommen. Eine Debatte fand nicht ſtatt. Die Referenten hattenEntf ließungen nicht unterbreitet
Der Kongreß ſtimmte einer Reſolution der Schneider zu, wo-

nach von der Regierung beſchleunigte geſetzliche Maßnahmen gur
Bekämpfung der Heimarbeit gefordert werden.

erner wird in einer Entſchließung die Ergreifung ſofortiger ge
etzlicher Maßnahmen ar Wyre um die Bekleidungs und Jnſtand
etzungsämter zu erhalten. in moderne Betriebe auszubauen und

in ſozialiſtiſchem Sinne umzu wandeln
ierauf ſpricht kurz Johann Saſſenbach Berlin über

Unterrichtskurſe. Die Bundes.
leitung ſo ruftragt werden. die vormaligen gewerkſchtftlichen
Unterrichtskurſe wieder zu eröffnen und auszubauen. Mit dieſen
ſollen Jnternate verbunden ſein. Für die gewerblich arbeitenden
Genoſſen ſind ebenfalls Kurſe einzurichten

Ueber die Regelung des Lehrlingsweſens refe-riert ebenfalls Saſſen bach- Berlin. Das Vorrecht der
Jnnungen muß unbedingt beſeitigt werden (Zuſtimmung.) Die

verſchwinden.
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beſtehenden Lehrverträge müſſen einer grundlegenden Prüfung
unterzogen werden.

Es Fzlat die Beratung des letzten Punktes der Tagesord-
nung: Verſchiedene Antrage“. Ein Antrag der Konferenz der
Arbeiterſekretariate betreffs Kommunaliſierung oder Verſtaat-
lichung der Arbeiterſekretarigte. wurde dem Bundesvorſtand zur
weiteren Verfolgung überwieſen
Der Kongreß ſtimmte ferner einer Entſchließung zu, in der

die Reichsregierung erſucht wird, vom Beginn der neuen Ernte
ab die Lebensmittelrationen ſo zu erhöhen, daß eine ausreichende
Ernährung der arbeitenden Bevölkerung iſt. Druſch-prämien ſollen nicht mehr i werden dürfen.

Brückner- Berlin (Buchbinder) begründet einen Antrag,
in dem fich der Kongreß auf den Boden der Errichtung von
paritätiſchen Arbeitsnachweiſen ſtelll. Der Kon-
greß fordert von der Regierung ein Verbot der gewerbsmäßigen
Stellenvermittlung. Dem Antrag wird zugeſtimmt.

Zur Frage der Arbeitsnachweiſe und Erwerbs-
h fand. ein Antrag Annahme, daß dieArbeitsvermittelungsſtellen bei der Zuweiſung von Arbeits-
kräften die von den Gewerkſchaften anerkannten Lohn- und
Arbeitsbedingungen reſpektieren Die Erwerbsloſenunterſtützung
darf nicht verweigert werden. wenn die Arbeiksannahme wegen
P sahlung der im Gewerbe maßgebenden Löhne abgelohnt
wird.

Ferner wird zugeſtimmt einem Antrag der Holzarbeiter, daß
Gewerkſchaftsbeiträge vom ſteuerpflichtigen Einkommen in Abzuggebracht werden können r Kongreß ſpricht ſich weiter vaſüt
aus, daß der 1. Mai dauernd als geſetzlicher F
tag erklärt wird.

Die Funktionäre der Gewerkſchaften werden durch einen Be
ſchluß des Kongreſſes verpflichtet, für die Förderung der „Volks
fürſorge“ tätig zu ſein.

Haas-Köln begründet eine Entſchließung zu den Ver
un in den beſetzten Gebieten.Der Kongreß ſtimmt dieſer Reſolution einſtimmig zu. rner
einem Antrag, daß beim Wiederaufbau von Belgien und Frank
reich das kapitaliſtiſche Profitintereſſe ausgeſchaltet werden müſſe.

Zu der Frage der Freiwilligenverbände unter
breitet die Konferenz der Vorſtandsver einen Antrag, den
Faaß- Berlin begründet.

Schlieſtodt- Remſcheid wandte fich entſchieden gegen den
Antrag. Wenn die Einigung der Arbeiter wiederhergeſtellt wer
den ſolle, dann ſei Vorbedingung, d die Freiwilligenverbände

Eine ſozialiſtiſche olkswehr mü gebildet
werden.

Der Antrag wird mit großer Mehrheit angenommen. (Leb-
hafte Pfui!-Rufe bei der Oppoſition, Beifall bei der Mehrheit.)

Ein weiter angenommener Antrag verlangt die Aufhebung
der Sondergeſetze bezüglich der Rechtsverhältniſſe der leute
und Binnenſchiffer.

Der Kongreß nahm ferner Kenntnis von einem
befehl gegen Streikende und verurteilt dieſen. Er
weiter dafür aus, daß Freitags Lohnzahlung ſein ſoll.

Damit waren die Arbeiten des Kongreſſes beendet.

Salle und éögullreis.

Halle, 10. Juli 1919.

Der ſtädtiſche Haushaltsplſan. Die Polizeiverwal.
tung balanciert im Etat mit einer Summe von rund 1 190 000
Mark, die der Stadt zu Laſt fallen. Es werden dabei 700 0060
Mark allein für Gehälter an Exekutivbeamte ousgegeben, wozu
woch 140 000 Mk. für Verwaltungskoſten kommen. 75 000 Mark
werden für Penſionen und Unterſtützungen angeſetzt, 60 000
Mark für Dienſträume. Für die Pferde der Polizei kommen un-
gefähr 30 000 Mk. in Anfatz. die man doch wohl zum großen Teil
erſparen könnte. Bis auf die Fahrzeuge („grüne Minna“ uſw.)
ſollte man das ſich wirklich ſchenken. Berittene Poliziſten ſind
unnötig und unpraktiſch. Bei dieſer erſten kurzen Teilbetrachtung
um Etat wollen wir rn darauf hinweiſen, daß die gewählten
ezeichnungen in dem Entwurf nicht gerade in beſonders gutemDeutſch gehalten ſind. „Sächliche“ Koſten kannten wir kisher

nicht, auch „unſtändige“ ſind etwas Neues.
Hamſter und Schicher auf dem Wochenmarkre! Wenn die

halleſchen Hausfrauen vormittags den Wochenmarkt zwecks Ein
käufen beſuchen, ſind die meiſten Stände ſchon abgegraſt. Die
wenigen Waren, die noch vorhanden ſind, werden immer
ſtürmiſch begehrt. Es iſt vollſtändig ausgeſchloſſen, daß durch en
Nachfrage- und Angebotsgleichgewicht eine vernünftige Preisregu
lierung ſtattfinden könnte. Ueber die Urſache dieſer Uebelſtände
wird uns geſchrieben, daß ſchon in den tunden der Schwarm
der auswärtigen Händler auf dem hieſigen Bahnhof ankommt, um
am frühen Morgen, wie ein Heuſchreckenſchwarm, über unſeren
Gemüſemarkt herzufallen. Jn ungeheuren Mengen wird das den

eier-

ſich

u

Hallenſern zugedachte Gemüſe aufgekauft und iſt morgens nach
7 Uhr ſchon über die Peripherie der Stadt verſchoben, um in den
Städten Thüringens zu horrenden Preiſen verkauft zu werden.
Die halleſche Einwohnerſchaft hat ein Recht darauf zu verlangen,
daß dieſem frevelhaften Treiben von maßgebender Seite bald ein
Ende bereitet wird. Ebenſo iſt wohl ſchon jedem Stadtkind auf-
gefallen, daß die Kirſchen ſeit ein paar Tagen die Mauern der
Saaleſtadt weiden. Dieſer Boykott hat unſere Stadt ſeit der
Zert betroffen, als hier Kirſchen zum Preiſe von 1,30 Mark das
Pfund verkauft wurden. Da die Großhändler für ſich allein ſchon
1,50 Mk. für das Pfund fordern, ſo befehlen ſie ihren Kirſchen ein
ſach, wohl über den Eiſenbahnknotenpunkt Halle zu reiſen, ſich
aber ja nicht in das innere Weichbild dieſer „geizigen“ Stadt zu
verirren Hallenſer tut Buße und leiſtet den Wucherern Abbitte
indem Jhr Euer Geld recht rollen, vielmehr flattern laßt, viel-
leicht „gönnen“ ſie Euch dann Kirſchen und Gemüſe!

An die halliſchen Mitglieder der Partei. Am 3. Auguſt
findet in Halle eine außerordentliche Bezirkskonferenz ſtatt. Die
meiſten der Delegierten müſſen ſchon Sonnabend abend eintreffen
und brauchen daher Nachtquartier. Wir bitten die halli-
ſchen Mitglieder, uns bei Unterbringung der Delegierten zu
unterſtützen Wer für dieſe eine Nacht einen Delegierten unent-
geltlich beherbergen kann. wird gebeten, uns recht bald Mittei-
lung zu machen. Der Bezirksvorſtand. J. A.: R. Dreſcher, Halle,
Horz 42.

Die Fleiſchmarken werden noch nicht abgeſchafft. Das
Reichsernährungsminiſterium teilt mit, daß die Mitteilungen der
Berliner Zeitungen betreffs Aufhebung der Fleiſchbewirtſchaf-
tung am 1 Oktober 1919, jedweder Grundlage entbehren. An
eine Aufhebung der Ratkionierung kann vorerſt nicht gedacht
werden.

150 Gramm Fett vom 1. Auguſt an. Wie die „Voſſiſche
Zeitung erfährt, wird auf Veranlaſſung des Reichsernährungs-

miniſteriums vom 1. Auguſt an die Fettrate pro Kopf und Woche
auf 150 Gramm erhöht werden. Ein Teil der erhöhten Fettrate
wird weiter aus Auslandsfetten beſtehen, während der größere
Teil ſich aus Margarine zuſammenſetzt. Die Margarineerzeugung
im Jnland konnte bereits derart geſteigert werden, daß mit Ab
lauf dieſes Monats der Umfang der Friedenserzeugung erreicht
werden wird. Dem Reichsausſchuß für Oele und Fette gelang
es, ſich ſo große Mengen Rohſtoffe im Ausland zu fichern, daß es
möglich ſein würde, die Margarineerzeugun enüber der
Friedenszeit um 50 v H. zu erhöhen. Dieſe Möglichkeit ſcheiterte
aber bisher daran, daß einmal in den Margarinefabriken ſelbſt
nicht genigend gearbeitet wird, und da J für die Ver-
arbeitung wichtige Stoffe, vor allem Kohle, fehlen.

Sparkaſſe der Stadt Halle. Vom 1 dis 30. Jugti d. J. ge
ſtoltete ſich der Verkehr wie folgt: Beſtand der Einlagen am
31 Mai d J. 95 96 272 M. gegen 75 641 041,10 Mk im Vor
jahre. Einzahlungen vom 1. bis 30. 6. 6878 526,47 Mk. gegen

628 009,15. Mk im Vorjahre Zuſammen: 103 764 798.47, Mt.
gegen 80 269 050,25 Mt. im Voriahre. Rückzahlungen vom 1. bis



30. 6 7852 887,87 Mark n 2 276 052,65 Mark im VorjahreBeſtand am um d. J du Mk. gegen 77 992 997,60
Mark im Vorjeahre

Ausgabe von Schuhwerk. Vom Magiſtrat wird uns mitge
teilt, daß er zur Linderunn der dringenden Not für die in Schuh-
not befindliche Bevölkerung 4f ere Poſten gehrauchtes Schuhwerk
für Männer, Frauen und Kinder wieder hat richren laſſen.
Dieſelben ſind mit Lederſohlen verſehen und kommen in der Ver-
kanfsſtelle der Altkleiderſte Leipziger Straße 17, ab 9. d. M.
zum Verkauf. Die Abgabe erfolgt nur gegen Bezugsſchein.

Arveite gemeinſchaft ſezialdemolratj cher Lehrer und Lehrer-
nnen. Die Verſammlung am Montag mußte wegen des Vor-
trages von Herrn Prof. entig ausfallen. Dafür heute, Don-
nerstag. abends 8 Uhr, Verſammlung im Gewerkſchaftshaus
Eingang durch die Reſtauration). Allen Mitgliedern wird

pbnktl iches Erſcheinen zur Pflicht gemacht. Gäſte willkommen.
Eine Bolksvorſtellung findei nächſten Sonntag nachmittag

im Stadttheater ſtatt. Zur Aufführung kommt „Der
H'wiſſenswurm“ von Anzengruber. Eintrittskarten zum Preiſe
von 25 bis 65 Pfg. find bis Freitag abend im Arbeiterſekretariat,
Harz 42/44, zu haben.

Der Narurwiſſenſchaftliche Verein für Sachſen u. Thüringen
veranſtaltet am Sonnabend, den 12. Juli, 4 Uhr nachmittags eine
Beſichtigung der Pflanzenzuchtſtation unter Tidezus des Herrn
Aitenlen Kalt. Treffpunkt Julius-Kühn-Straße 32. äſte
wilfommen.

Schwurgericht. Halle den 8 Juli 1919. Heute wurde
verhandelt gegen den Kriegsinvaliden, Schiffbauer B. wegen
ichwerrmn Aufrubr, gesen die Ehefrau L. wegen ſchwerem Land
friedensbruch. Der Anklage gegeg V. liegen die Vorkommniſſe am
12. Jan. d. J. gelegentlich der Kriegsbeſchädigten-Demonſtration,
die ſich gegen den e Dr Rive richtete, zugrunde.
Bekannttich ſollte letzterer ſ. Zt Ausſpruch getan haben, die
Kriegsbeichädigten dildeten ein Verkehrshindernigs. Jn einer
ffenttichen Verſammlung am 11 Jan. wurde die Demonſtration
ſchidiſen, die ſich dann vom Markt aus nach deſſen Wohnung am
Kirchtor bewegte. Ehe bie Demonſtration anlangte, hatten ſich
vor der Villa des Oberbürgermeiſters ſchon eine Menge halbwüch-
tarr Burſchen angeſammelt Mehrere Beamte der Schutzmann-
chaft unter der Führung des Jnſp, Goldmann waren anweſend.Als Poli eitommiſar Möethke Hinzukam um ſich nach der Rive-
hen Villa ju degeben, wurde er von der Menge angehalten und
ſchließlich mnißhandelt B. war den Demonſtranten anſcheinend
auch vorgusgeeilt, denn er befand ſich nicht mit im z Er
rteiligte ſich ebenfalls an der R und ſchlug M. zweimal
wit ſeiner Krücke deftig über der Kopf. Der Demonſtrationszug
ſelbſt war dalten geblieben. als er an der Riveſchen Wohnung
inlangte, war die Tat dereits geſchehen Die Geſchworenen hiel-
en V für überführt und ſorachen ihn unter Zugrtrignug mildern-

der Umſtände des ſchweren Aufruhrs ſchuldig. Das Urteil lautete
auf 2 2 3 Monate Hefängnis unter er einerKefängni ſtrafe von 5 Mongten Frau L. war an den Vorgän-

Hochheim beteiligt, war ſ. Z. zum Termin gegen
Gen. nicht erſchienen und wurde deshalb in Haft

zenommen. Sie iſt geſtändrg, mit Sch. gemeinſam nach der Hoch-
imſchen Wohnung gegangen zu ſein. Während ſie auf dem
reppenflur wartete, drachte ihr Sch einen Tragkorb mit Sachen

ſie dann gemeinſam nach Hauſe ſchafften. Obwohl es
en war. daß noch eine plündernde Menge vorhanden

n die „Volksrichter“ die Frau des ſchweren Land-
icheg ſchuldig killigten hr aber mildernde Umſtände

Das Urteil lautete auf 1 Jahr 6 Monate Gefängnis und
ährige Wahlroechtsentziehung.
Stadttheater. Heute, Donnerstag, abends 8 Uhr, findet
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(Cetzte) Sinfanie-Konzert, der Kammermuſik-Abend des „Roſé-

Quarteits“ ſtatt. Freitag „Der Zigeunerbaron“. Sonnabend
Wilhelm Tell“. Sonntag nachmittag Volksvorſtellung „Der
S'wiſſenswurm“, abends Martha“, worin ſich Herr Adolf Har-
lacher, der an das Stadtheater Bremen verpflichtet iſt, in der
Partie des Lyonel verabſchiedet. Ein Zufall fügt es, das Herr
äarlacher in derſelben Partie ſeine Tätigkeit am Bremer Stadt-

r beginnen wird. Montag „Alt-Heidelberg“. Dienstag,
den 15. Juli. beginnt der Ring des Nibelungen mit „Rhein-
od. ihm ſchließt ſich am Donnerstag, den 17. Juli, „Walküre“,
Sonnadend, den 19. Juli, „Siegfried“, Dienstag, den 22. Juli,Götterdämmerung“ an. Die Preiſe der Plätze betragen zu
dieſen Gaſtſoielen das Dreifache der üblichen Opernpreiſe. Die
n der Kaſſe beſtellten Stammkarten liegen im Bankhaus Steck-
ner zur Abholung bereit. Reuanmeldungen von Stammkarten
nimmt bis auf weiteres die Kaſſe des Stadttheaters entgegen.

ThaljaTheater. Am Sonntag, den 13. Juli, gelangt als
Gaſtſpiel des Stadttheater-Perſonals der Schwank „Penſion
Schöller“ von Jacoby und Laufs zur Aufführung.

Bad Wittekind. Auf das morgen, Freitag, nachmittags 314
lhr, ſtattfindende Kurkonzert der Kapelle des Füſ.-Rgts. Nr. 36
vird beſonders hingewieſen, da in demſelben der durch ſeine her-
vorragenden künſtleriſchen Leiſtungen bekannte Kammervirtuos
Louis Kümmel aus Darmſtadt als Cornet ä piſtons-Soliſt auf-
tritt. Herr Kümmel bläſt in dieſem Konzert eine Fantaſie von
Auder-Arban, das Lied „Der Lenz“ von Hildach und einen von
hm nach Nachez und Roberts bearbeiteten Ungariſchen Tanz.
Am Sonnabend bläſt der Künſtler im Frühkonzert „Aus der Ju-
gendteit“ von Radecke.

[—„z,JWJW—
Aus dert Provinz.

Delitzſch. Reis verkauf. Am Freitag. den 11. Juli,
werden in allen Verkaufeſtellen 200 Gramm Reis zum Preiſe
von 82 Pfo. auf die Karte Nr. 39 ausgegeben. Wegen Mangel
an Tüten, müſſen die Bezieher welche mitbringen. Verkauf

Auf di J petweni, 90 Gramm Kunſtſpe.ſefett für 1 Mk. ausvon Kpnſtyogiſe et Karte Nr.Freitag, den 11. Ju
gegeben. Butterkarte iſt mitzubringen.
nicht mit dem Kunſtſpeiſefett bedacht, welches bis
abend von den Butterverkaufsſtellen abgeholt ſein muß.

Delitzſch Ausgabe von Kakao. Ab Mittwoch, den
9. Juli, werden in den beiden Apotheken gegen Vorlag IMilchkarte, an Kranke, Kinder von Jahren und alte deu e
über 70 Jahre 100 Gramm Kakao für 2,10 Mk. abgegeben.

Kleinleipiſch. Unabhängige oſt el. 3Sonntag, den 6. Juli fand eine Verſammlung der eigen U. S. P.

er Geſchäſtsſozialiſt „Genoſſe“ Langhammer aus

onnabend

ſtatt.
Mühlberg verſuchte mit den bekannten Sumpftiraden alle niedrigen
Inſtinkte zu entſeſſeln, die ab und zu n in eines nſchen
Bruſt ſchluinmern. Den 40 erſchienenen Perſonen r er eine
Hetzrede In im We Art und wütete vor allen Dingen sesgn
die „Obrigkelt“, wie Gemeindevertreter, Arbeiterrat uſw. r
ſpielte ſich als „Volks“richter auf der mit den „Verrätern“ der
Arbeiter abrechnan will Nur waren vorſichtigerweiſe dieſem
Worebe Gerichtshof weder Angeklagte erte raden, denn deren Argumente hätten den „seſtren en“ Richtervielleicht vollkommen aus dem Sattel gehoben. eſer „R

ſchon aus der
der, nebenber geſogt, vor ungefähr 10 en

engen Zirkel ſeinerehrliche Leute mitausgeſchloſſen werden ſollte, konnte n
Getreuen mit Hilfe „revolutionäver“ en
Dreck bewerfen, nicht aber in offener Auseinanderſetzung mit den
„Beſchuldigten“, die, wenn ſie eingeladen worden wären, allen
dieſen, früher als Zierden der Kriegervereine glänzenden „Ge
noſſen“, ſo manche derbe Wahrheit um die Syrer geſchlagen e
ten. Einer dieſer Weltverbeſſerer, „Genoſſe“ Mehner, der von der
hieſigen Arbeiterſchaft gelegentlich der Wahl des Arbeiterratsauf einen verantwortli W Pia geſtellt wurde, legte, als er die
a ihn eirſtürmenden Rätſel nicht löſen konnte, tapfer ſein Man-
dat im Arbeiterrat nieder. Ob die Arbeiterſchaft von ſolchen
Vertretern profitieren kann? Hoffentlich vergeuden die hieſigen
U. S. P.-Leute nicht noch öfters ihr bischen Kraft mit Hetzver-
ſammlungen, ſondern wenden die Mühe an u vom rvereinshauch noch behafteten Renegaten, etwas ſozialiſtiſchen eſt

Aus ler Welt.
Swinemünde, 9. Juli. Sämmtliche Spielklubs in

Swinemünde, die ſich auf etwa ein Dutzend beliefen, ſind von der
Polizei geſchloſſen und die Einrichtungen bis e weiteres be
ſchlagnahmt worden. Die Schließung erfolgte auf Grund einer
miniſteriellen Verfügung.

Wien, 8. Juli Hier erſcheint ſeit kurzem eine ſozialdemokra-
tiſche Schutzmannzeitung. Sie nennt ſich „Die Volkspolizei“.

Amſterdam. Nach Reutermeldungen aus New Vork und
Mincela iſt das Luftſchiff K. R. 34 über Montank Point geſtern

9 Uhr 5 Minuten auf dem Flugplatz Haaelhurſt einge-
troffen.

Preußiſche Landesberſummlung.

WTB. Berlin, 9. Juli. Am Miniſtertiſch Fiſchbeck. Die
zweite Beratung des Handels und Gewerbeetats

wird fortgeſetzt. Abg. Düker (Dem.) nimmt den legitimen
Handel in Schutz, den man zu Unrecht für den Schleichhandel
verantwortlich macht.

Abg. Criſtange (U S.) erſucht die Regierung um Vorſorge,
daß alle vorhandenen Rohſtoffe den Arbeitern zu erſchwing-
lichen Preiſen zugänglich werden.

Handelsminiſter Fiſchbeck: Wir werden eine gefährliche Am-
putation an unſeren Wirtſchaftskörper vornehmen, wenn wir
nicht alles aufbieten, um dem Handwerker- und Mittelſtand
wieder aufzubelfen. (Sehr richtig!l) Durch den Ausbau des
Genoſſenſchaftsweſens werden wir hoffentlich das Erforderliche
erreichen. Die ſchwerſten wirtſchaftlichen Bedrohun-
gen ſind für uns die Streiks. Das Koalitionsricht iſt für viele
lediglich das Recht auf Streik. Sie bedenken nicht, daß der
Streik das äußerſte Notrecht darſtellt, und daß gütliche Ab
machungen als ein Teil des Koalitionsrechts genau eingehalten
werden müſſen (Beifall) Fiſchbeck fährt fort: Eine Preisſenkun
aller Lebensmittel und anderer Bedarfsmittel wird er
kommen, wenn der Kaufmann wieder mit der
Konkurrenz in Wettbewerb tritt. (Sehr richtig!)
Jeder muß die Möglichkeit haben, ſeine Jntelligenz in den
Dienſt der Allgemeinheit zu ſtellen. Von dieſen Geſichtspunkten
werden die Wünſche des Hauſes im Handelsminiſterium ge-
prüft werden.

Der Handels- und Gewerbeetat werden angenommen,
ebenſo zahlreiche vorliegende Anträge betreffend den Abbau der
Zwangs wirtſchaft und die Verhütung der Hausſiedelung des
Mittelſtandes, die Förderung des Genoſſenſchaftsweſens, den
Schutz gegen Terrorismus u. a. Die Anträge auf gaffang
eines neuen Arbeiterrechts für Hausangeſtellte und Abſchaffung
der Warenhausſteuer gehen an den Handelsausſchuß.

Es folgt die erſte Beratung des Geſetzentwurfes zur
Abänderung der Zuſammenſetzung der Schuldeputationen,

Schulvorſtände und Schulausſchüſſe. Ein Regierungskommiſſar
erklärt, die Vorlage regele ſolche Dinge, die wegen ihrer Dring-
heit der großen Schulreform vorweggenommen werden müß-
enW König (Soz.): Die Vorlage entſpricht dem Geiſte der

tt.

e

Ze

Selbſtverſorgen werden

gegen ben eng Gerirj: h Tendenz des Gelehes richtet

c b n Weh Mit dem Veſtätigunssrecht müßte förm,
lich aufgeräumt werden.

Abg. Lukanſewitz 5 Wir beantragen die Ueberweiſungh wut ann (U. GS.) Wir können die heutige
Regierung nicht als eiſe Perkörperung des Volkswillens auf.
faſſen. Dem Zentrum kommt es darauf an, daß die Schule die
Magd der Kirche wird.

ſind für die ErnennungAbg. Hollmann (D. Foie Pu
und gen die Wahl des Vorſitzenden der Schuldeputation.

das Jentrum, das vonba. Dr. Höff (Zentr.] verteidiAnbeginn erklärt e daß es et atiieh an der konfeſſio-

nene 4 ten (Soz): GeAbg. Reumann- Königsberg (Soz.): en den kirchliEinfluß auf die S v haben e heel g. Mi traee Bei
g. Dr. Roſenfeld (U. S.): Der rwurf, wir d

keine Demokraten, trifft nicht zu; denn wir wollen die Räte.
republik nur als Uebergang zu einer wahren Demokratie,
(Schallendes Gelächter rechts.)

Ein Schlußantrag wird angenommen. Der
Entwurf geht an den Unterrichtsausſchuß.

riums des Jnnern.

e e ne
Lette Depeſchen.

Heimkehr Deutſcher Kriegsgefangener.

Baſel, 10. Juli. (Eigene Drahtnachricht.) Jn
omburg, Zweibrücken und Landsſtuhl in der Pfalz
und nunmehr mehrere tauſend deutſche Kriegsge-
angene Apaegeſef Der pfälziſchen Preſſe iſt es

verboten, Schilderungen über die heimgekehr-
ten deutſchen Kriegsgefangenen zu verbreiten.

valdige Beendigung im Verliner étraßenbahnerſtreik,
Jn dem Straßen und Hochbahnſtreik ſcheint es der er

neuten Vermittelung des Vollzugsrates, ſowie dem Eingrei-

fand eine Verſammlung der Ausſtändi
längeren Verhandlungen die Wiederau
Donnerstag früh beſchloſſen wurde.

Die Friedensfeler der franzöſiſchen Sozialiſten.

Genf, 8. Juli. Wie aus Paris berichtet wird, haben
die franzöſiſchen Sozialiſten den Beſchluß ge-
faßt, ſich der von der Regierung für den 14. Juli angeordne-
ten Siegesfeier fernzuhalten. Sie beabſichtigen
vielmehr, beſondere Feiern zu Ehren des Frie-
den s zu veranſtalten, in denen in der Hauptſache der vier-
Wbn illionen Toten gedacht werden ſoll, die Opfer des

rieges geworden ſind.

Die Unzufriedenheit der ElſaßLothringer mit Frankreich

Bern, 9. Juli. Cachin, der mit Longuet und Froſ
ard eine Vortragsreiſe durch Elſaß gemacht hat, äußerte
ch über die gewonnenen Eindrücke, Frankreich habe ſeit

dem Waffenſtillſtand in Elſaß-Lothringen nicht an
Anſehen gewonnen. Das herrſchende Gefühl in der
Arbeiterklaſſe ein tiefgehendes all gemeines Miß-
behagen. Selbſt Peirotes und Martin, die unter der
deutſchen Herrſchaft viel zu leiden gehabt
den von den franzöſiſchen ſozialiſtiſchen
nommenen Grundſatz der
des Vertrages.

Verhältniswahlrecht in Frankreich.
Genuf, 8. Juli. Die franzöſiſche Deputiertenkammerhat geſtern das neue Wahlge

ührt, mit Anwendung des Proportionalſyſtems für die
iſten, die nicht die abſolute Mehrheit erlangt haben,

endgültig in der vom Senat beſchloſſenen Faffung ange

Prieftaſten der Redaktion.

Könnern. Wegen zu ſpäten Einganges (geſtern nachmittag)konnten wir die Verſammlung nicht neße pelannt machen.

Verantwortlich für den geſamten redaktionellen Teil: Ma
Seydewitz, für den Anzeigenteil: Rudolf Kochanski,
beide in Halle.

ſtatt, in der nach
hme der Arbeit am

ben, unterſtützten
bgeordneten ange

erweigerung der Ratifizierung

in Halle, Gr. Ulrichſtraße 27.

Dir Geſchichte zweier ötüdte.

Roman von Charles Dickens.
Abe er war nicht weit weg. denn gleich darauf hörte ſie das

Lärmen und Brüſlen eines ſich nähernden Menſchenhaufens, das
ſie mit Bangen erfüllte. Einen Augenblick ſpäter ſtrömte ein
wildes Gewühl um die Ecke der Gefängnismauer, und in der
Mitie ſah man den Holzhacker mit dem Racheengel Hand in Hand.
Es konnten nicht weniger als fünfhundert Menſchen ſein, und ſie
tanzien wie fünftauſend Dämonen. Sie hatten keine andere
Muſik als ihren eigenen Geſang. Sie tanzten nach dem beliebten
Revolutionslied in einem wilden Takt, der einem Zähneknirſchen
im Einklange gi

Es war die Carmagnole. Wie ſie vorüberſauſte und Lucie
nit Schrecken erfüllt und verwirrt in der Tür des Holzmachers
tehen blieb, ſchwebten die Schneeflocken ſo ruhig herunter und
lagen ſo weich und weiß da, als ob das Ding nie geweſen wäre.

„yAch, mein Vater!“ denn er ſtand vor ihr, als ſie die Augen
wieder aufſchlug, die ſie eine Sekunde mit der Hand zugedeckt
hatte, „ein ſo ſchlimmes auſpiel.“

„Jch weiß, meine Liebe, ich weiß. habe es viele Male
geſehen. Beruhige dich! Keiner von ihnen würde die ein Leid
zufügen.“

„Jch bin meinetwegen nicht unruhig Vater. Aber wenn ich
an meinen Gatten denke, und an die Barmkherzigkeit dieſet
Leute

„Er wird ſehr ba von ihrer Barmherzigkeit abſehen können.
Ich verließ ihn, als er n Fenſter hinaufkletterte, und ich komme
s dir zu ſagen. an uns hier niemand ſehen. Du kannſt
port nach jenem höchſten ſchragen Dach eine Kußhand ſchicken.“

„Jch tiue es Vater, und ſchicke ihm meine Seele mit hinauf!“
„Du kannſt ihn nicht ſehen, meine arme Lucie?“
„Nein, Vater,“ ſagte Lucie, mit heißen Tränen ihre Hand

ehrten Schnee. Madame Def Jch grüße Si
ritte im e Defarge. grüße Sie,Bürgerin“, vom Doktor. „Jch grüße Sie, Sürger“ Dies im Vor-

8

beigehen. Nichts weiter. Madame Defarge iſt verſchwunden,
wie ein Schatten über ven weißen Weg. „Gib mir den Arm
liebe Lucie Geh feinetwegen mit heiterm und mutigem Geſicht
von hier fort. Das war aut gemacht!“ Sie hatten den Ort

ſen; „es iſt nicht umſonſt. Charles iſt für morgen vorge-
n.

„Für morgen!“
Es iſt keine Zeit zu verlieren. Jch bin gut vorbereitet, aber

es ſind Vorſichtsmaßregeln zu ergreifen, die nicht ergriffen werden konnten, bevor er nicht wirklich vor Gericht ſaen war
Er hat die Ladung nicht bekommen, aber ich weiß, er ſie noch
in dieſer Stunde erhalten und dann nach der Conciergerie gebra
e wird; ich habe frühzeitige Nachrichten. Du fürchleſt d
nicht,

Sie konnte kaum antworten: „Jch vertraue auf dich.“
„Du kannſt das unbedingt tun. Die Ungewißheit nun

bald vorüber, mein Herz; du wirſt ihn binnen wenigen Stunden
wiederſehen, ich habe ihn mit jedem möglichen Schutz umgeben.
Jch muß Lorry ſprechen.

Er hielt inne. Man hörte ein dumpfes Rollen von
in der Nahe. Beide wußten nur zu gut, was es bedeutete..
zwei, drei. Drei Karren fuhren dahin über den weichen
mit ihrer dem Tode geweihten Ladung.

„Jch muß Lorry ſprechen“, wiederholte der Doktor, indem ermit ihr in einer andern Richtung fortging.

Der wackere alte Lorry war immer 233 auf ſeinem Ver-
trauenspaſten, hatte ihn überhaupt nie verlaſſen. Er und ſeine
Bücher wurden häufig über konfisziertes und zum Nationalgut
geſchlagenes Eigentum zu Rate n Was er den Eigen-
tümern reteen konnte rettete er. Es gab keinen unter den Le
benden, der beſſer bei dem aushielt, was Tellfſons in Verwahrung
hatten. und zu ſchweigen verſtand.

Ein trüber, rot und gelber Himmel, und ein von der Seine
aufſteigender Rebel verkündete die nahende Dunkelheit. Es war
e Nacht, als ſie die Bank erreichten. Der ſtattliche Palaſt Mon
eigneurs war ganz und gar verödet und verlaſſen. Ueber einem

Wagen
Eins

Schnee,

naleigentum. Eine und unteilbate Republik. Freiheit, Gleich
heit, Brüderlichkeit oder Tod.“

Wer mochte das ſein bei Mr. Lorry der Beſitzer des Reit-
überrockes auf dem An der nicht geſehen werden durfte
Von welchem neuen Ankömmling kam er heraus, aufgeregt und
überraſcht, um ſeinen Liebling in die Arme zu ſchließen Wem
wiederholte er ihre geſtammelten Worte, als er mi gebgbens
Stimme und den Kopf nach der Tür des Zimmers wendend, aus
dem er gekommen war, ſagte: „Nach der Conciergerie gebracht
und für morgen vorgeladen

33. Kapitel.
Triumph.

Das gefürchtete Tribungal von fünf Richtern, dem öffentlichen
grr und den kurzweg ſich entſchließenden Geſchwornen, laß
eden Ka Akfend erließen ſie ihr uiſitionsverzeichnis,
s von Schließern der verſchiedenen Gefängniſſe ihren Ge

e vorgeleſen ward Der ſtehende Schließerwitz war: „Jhr
innen, kommt heraus und hört die Abendzeitung vorlefen!
Charles Evrsmonde, genannt Darnayſ“

c begann endlich die Abendzeitung in La Force
Sowie ein Name gerufen war, ſt te ſich ſein Beſitzer auf

eine nur denen vorbehaltene Stelle, die auf der verhängnisvollen
Liſte verzeichnet ſtanden. Charles Eprémonde, genannt Darnay,
hatte Grund, die Sitte zu kennen; er hatte Hunderte ſo verſchwis

hen.
er Schließer von aufgedugſenem Ausſehen, der zum Leſeß

eine Brille trug, ſah darüber hinweg, um zu vergewiſſern,
daß er auf ſeinen Platz getreten war, und las das Verzeichnis
Ende, wobei er bei jedem Namen eine ähnliche kurze Pauſe machte.
Es en dreiund wansig Namen.

nach der Conciergerie war dunkel; die
t in ihren von Ungeziefer behafteten n war lang und

t. Am andern Morgen erſchienen fünſzehn Gefangene vor den
ranken, ehe Charles Darnay gufgernfen ward. Alle fünfzehnet und ihr Prozeß tfe keine anderthalb Stunde

Haufen Staub und Aſche im Hofe las man die Jnſchrift: „Natio- I Ger
erſchien endlich vor

(Fortſetzung folgt.)
Serle Evrsmonde, genannt Darnay,
icht.

Nächſte Sitzung Donnerstag 1 Uhr: Etat des Miniſte-

fen mehrerer Stadtverordneter gelingen zu wollen, eine
günſtige Wendung herbeizuführen.

étreikbeendigung in Hamburg.

Hamburg, 9. Juli. WTBP. meldet (GHenmte

etz, das die ehe ein-
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